
 
 

Gemeinde Bunde 

34. Änderung des Flächennutzungsplanes 
Bebauungsplan Nr. 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bund-West“ 
Abwägungen der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung 

 
 

1 von 38 

 

Anlage – Abwägungen Stand: 25.08.2026 

34. Änderung des Flächennutzungsplanes 
im Parallelverfahren mit dem 

Bebauungsplan Nr. 02.42 
„Erweiterung Gewerbegebiet Bunde-West“, 
Ortschaft Bunde 

Verfahrensstand  

§ 3 Abs. 1 BauGB Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  
  20.03.2025 (Bürgerversammlung) 

x 

§ 4 Abs. 1 BauGB Frühzeitige Beteiligung der Behörden /TÖB 
  05.03.2025 – 04.04.2025 

x 

§ 3 Abs. 2 BauGB Veröffentlichung der Planung 
  noch nicht erfolgt 

 

§ 4 Abs. 2 BauGB Beteiligung der Behörden / TÖB 
  noch nicht erfolgt 

 

Die Stellungnahmen wurden im Regelfall zu beiden Planstufen gleichzeitig abgegeben. Es erfolgt deshalb 
eine zusammengefasste Abwägung. Auswirkungen auf die einzelnen Planstufen werden kenntlich gemacht. 

A Bürger und Öffentlichkeit, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Planung  
Stellungnahmen abgegeben haben (Eingaben aus Datenschutzgründen anonymisiert): Verfahren: § 3 Abs. 1 BauGB 

Seitens der Öffentlichkeit wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung keine Stellungnahmen vorge-
bracht. 

 Kenntnisnahme. 

B Träger öffentlicher Belange, die nicht geantwortet haben Verfahren: § 4 Abs. 1 BauGB 

• Ortsvorsteher, Ortschaft Bunde 

• Deutsche Telekom AG 

• Handwerkskammer für Ostfriesland 

• Gemeinde Jemgum 

• Gemeente Oldambt (NL) 

Es ist davon auszugehen, dass die Belange der obigen Träger nicht berührt oder bereits berücksichtigt 
sind. 

C Träger öffentlicher Belange, die keine Hinweise / Anregungen /  
Bedenken haben Verfahren: § 4 Abs. 1 BauGB 

• Gemeinde Rhede (Ems) 11.03.2025 

• Stadt Weener (Ems) 14.03.2025 

• Industrie- und Handelskammer für Ostfriesland und Pappenburg 01.04.2025 

• Gleichstellungsbeauftragte der Gemeinde Bunde 14.03.2025 

 Kenntnisnahme. 

  



 
 

Gemeinde Bunde 

34. Änderung des Flächennutzungsplanes 
Bebauungsplan Nr. 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bund-West“ 
Abwägungen der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung 

 
 

2 von 38 

 

D Träger öffentlicher Belange, die Hinweise / Anregungen / Bedenken  
vorgetragen haben (Anregung im Originaltext vorweg) Verfahren: § 4 Abs. 1 BauGB 

1 Landkreis Leer, 04.04.2025 .......................................................................................................................... 2 
2 EWE Netz GmbH, 07.03.2025 ..................................................................................................................... 14 
3 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, 03.04.2025 ...................................................................... 16 
4 Ostfriesische Landschaft, 27.03.2025 ........................................................................................................ 18 
5 Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr Geschäftsstelle Aurich, 26.03.2025 ............................ 19 
6 Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, 24.03.2025 .............................. 20 
7 Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 10.03.2025 ................................................................................ 20 
8 Fernstraßen-Bundesamt, 05.03.2025 ........................................................................................................ 23 
9 Sielacht Rheiderland, 06.03.2025............................................................................................................... 24 
10 Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Emden, 12.03.2025 .............................................................................. 24 
11 Deutsche Telekom Technik GmbH, 21.03.2025 ......................................................................................... 25 
12 OGE / PLEdoc GmbH, 01.04.2025,.............................................................................................................. 25 
13 Autobahn GmbH des Bundes, 03.04.2025 ................................................................................................. 27 
14 Wasserversorgungsverband Rheiderland, 04.04.2025 .............................................................................. 31 
15 Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH, 17.03.2025 .................................................................. 32 

 

1 Landkreis Leer, 04.04.2025 

Eingabe - LK / 1 Aus raumordnungsrechtlicher Sicht nehme ich wie folgt Stellung: 

Das Gewerbegebiet Bunde-West ist im RROP 2024 als Standort für die Sicherung 
und Entwicklung von Arbeitsstätten festgelegt. Dieses Planzeichen ist für Gewer-
bestandorte vorgesehen, die im regionalen Kontext besondere Standortvorteile 
aufweisen und somit grundsätzlich auch für Erweiterungen in Frage kommen. Die 
vorgesehene Erweiterungsfläche knüpft unmittelbar an den bestehenden Gewer-
bestandort an, sodass sich die geplante Gewerbeflächenentwicklung in die regio-
nalplanerischen Entwicklungsabsichten einfügt. 

Beschluss Kenntnisnahme. 

 

Eingabe - LK / 2 Im RROP 2024 sind am Rand des Plangebietes Vorranggebiete Rohrfernleitungs-
trasse (Gas) dargestellt. Die Gemeinde hat laut Bauleitplanbegründung bereits 
eine Anfrage bei den Leitungsbetreibern gestellt. Demnach verlaufen die Leitun-
gen vollständig außerhalb des Plangebietes, so dass hier kein Konfliktpotenzial 
besteht. 

Beschluss Kenntnisnahme. 

Es wird ergänzend auf die Stellungnahmen der EWE (TÖB Nr. 2), des LBEG (TÖB 
Nr. 3) und der OGE (TÖB Nr. 11) sowie die zugehörigen Beschlussvorschläge ver-
wiesen. Es ergibt sich kein Änderungsbedarf an den Planunterlagen. 

 

Eingabe - LK / 3 Die vorgesehenen Festsetzungen zum Ausschluss von Einzelhandel werden aus 
raumordnerischer Sicht begrüßt, da so Beeinträchtigungen von zentralen Versor-
gungsbereichen (insbesondere Ortsmitte Bunde) ausgeschlossen werden. 

Beschluss Kenntnisnahme. 

 

Eingabe - LK / 4 Bei der Abwägung von Belangen des Hochwasserschutzes wird im vorletzten Ab-
satz jeweils aufgeführt, dass die „hinterdeichs gelegene Darstellung gewerblicher 
Bauflächen keine raumbedeutsame Planung oder Maßnahme darstellt, so dass 
die übrigen Anforderungen des Raumordnungsplanes [des BRPH] von dem 
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Vorhaben nicht berührt werden". Gemeint ist mutmaßlich, dass aufgrund der 
Ausgestaltung der Planung über die in der Begründung genannten Anforderun-
gen des BRPH hinaus keine weitere Betroffenheit vorliegt. Um eine raumbedeut-
same Planung handelt es sich jedoch in jedem Fall. Dieser Absatz sollte zur Klar-
stellung daher überarbeitet bzw. gestrichen werden. 

Beschluss Der Passus wird klarstellend in den Begründungen korrigiert. 

Die Ausführungen in beiden Begründungen werden sinngemäß wie folgt redakti-
onell und klarstellend angepasst – 34. Änderung des FNPs: „Die hinterdeichs ge-
legene Darstellung gewerblicher Bauflächenstellt keine raumbedeutsame kriti-
sche Infrastrukturplanung oder -maßnahme mit länder- oder Staatsgrenzen über-
schreitender Bedeutung oder im Sinne der BSI-Kritisverordnung dar, so dass die 
übrigen Anforderungen des Raumordnungsplanes von dem Vorhaben nicht be-
rührt werden.“ 

Bebauungsplan: „Die hinterdeichs gelegene Planung eines Gewerbegebiets (GE) 
stellt keine raumbedeutsame kritische Infrastrukturplanung oder -maßnahme mit 
länder- oder Staatsgrenzen überschreitender Bedeutung oder im Sinne der BSI-
Kritisverordnung dar, so dass die übrigen Anforderungen des Raumordnungspla-
nes von dem Vorhaben nicht berührt werden.“ 

 

Eingabe - LK / 5 Nach Prüfung der Unterlagen bestehen aus naturschutzfachlicher Sicht keine 
grundsätzlichen Bedenken. Das beplante Gebiet ist bereits anthropogen über-
formt und weist keine besonderen naturschutzfachlichen Wertigkeiten mehr auf. 

Die Eingriffsbilanzierung gemäß dem Niedersächsischen Städtetagsmodells be-
rücksichtigt den anstehenden schutzwürdigen Boden nicht hinreichend. Das Mo-
dell sagt hierzu explizit, das besondere Schutzbedarfe von Einzelfunktionen der 
Schutzgüter zu ermitteln sind und entsprechende Vorkehrungen zur Vermeidung 
oder zum Ausgleich / Ersatz in die Planung einzustellen sind. 

Aussagen, inwiefern eine Kompensation der erheblichen Auswirkungen der Pla-
nung möglich ist, können nicht gemacht werden, da ein Flächenvorschlag sowie 
die Benennung konkreter Maßnahmen bislang fehlen. Angesichts des bestehen-
den Flächendrucks empfiehlt sich eine frühzeitige Suche nach geeigneten Flä-
chen. 

Beschluss Der durch die Planung ausgelöste Eingriff wird dem gemeindlichen Kompensa-
tionsflächenpool Wynhamster Kolk zugeordnet. Mit der vorgenommenen Aus-
gleichsrechnung sind die Auswirkungen auf alle Schutzgüter, auch den Boden, 
in angemessener Weise berücksichtigt. Der gemeinsame Umweltbericht und 
die Begründungen werden fortgeschrieben. 

Im Umweltbericht wird eine umfangreiche Ausführung zum Flächenpool Wyn-
hamster Kolk ergänzt und detailliert dargelegt, welche Vorhaben dem Pool be-
reits zugewiesen wurden und wie viele Punkte nach Zuweisung des Planvorha-
bens noch zur Verfügung stehen. Dabei wird auch herausgestellt, warum die Ge-
meinde eine besondere Gewichtung des Schutzgutes Boden sowie eine nach 
Schutzgütern getrennte Verrechnung im Kompensationspool als naturschutzfach-
lich und rechtlich nicht erforderlich ansieht. 

Aufgrund des Umfangs der Ausführungen wird auf eine wortgenaue Wiedergabe 
an dieser Stelle verzichtet und auf den fortgeschrieben Umweltbericht, Kapitel 
3.3 verwiesen. Mit der Zuweisung zum gemeindlichen Flächenpool ist eine geeig-
nete Ausgleichsmaßnahme im funktionalen Zusammenhang (gleicher Wirkungs-
raum, Überplanung bzw. Aufwertung regionstypischer landwirtschaftlicher 
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Flächen) zugewiesen. Auf die zusätzliche Inanspruchnahme von Flächen kann ver-
zichtet werden. 

In den Begründungen wird sinngemäß folgender Passus ergänzt (Kapitel 3.7, Ver-
meidung, Minimierung, Ausgleich / Ersatz): „Entsprechend der Gesetzeslage wer-
den bei der Überplanung landwirtschaftlicher Flächen Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen notwendig, sofern im Plan keine wirksamen Minimierungsmaßnahmen 
ergriffen werden. Im Vergleich der Bestände vor und nach dem Eingriff ergibt sich 
entsprechend der Ergebnisse des Umweltberichts ein Wertdefizit von 43.124 (FNP) 
bzw. 25.700 (B-Plan) Wertpunkten. Dabei sind beim Wert für den Bebauungsplan 
die Vermeidungsmaßnahmen (Erhalt von Gräben) und die Minimierungsmaßnah-
men (zum Teil verringerte GRZ, Eingrünung am westlichen Rand, Neuanlage eines 
RRBs) bereits berücksichtigt. Dieser Wert stellt das durch die Planung ausgelöste 
Wertdefizit dar. 

Mit Schreiben vom 04.04.2025 teilt der Landkreis Leer im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung mit, dass die vorgenommene Eingriffsbilanzierung gemäß dem Nie-
dersächsischen Städtetagsmodell den anstehenden schutzwürdigen Boden nicht 
hinreichend berücksichtige. Das Modell sage hierzu explizit, das besondere Schutz-
bedarfe von Einzelfunktionen der Schutzgüter zu ermitteln sind und entspre-
chende Vorkehrungen zur Vermeidung oder zum Ausgleich / Ersatz in die Planung 
einzustellen sind. 

Im Planfall findet eine genaue Darlegung der Bodenfunktionen im Umweltbericht 
statt (Kapitel 2.1.4). Es wird herausgestellt, dass der Lebensraumfunktion die 
höchste Bewertung zugesprochen wird (Stufe 5). Dies ergibt sich nach dem Bewer-
tungsschema aus der bodenkundlichen Feuchtestufe (stark feuchte Böden / Such-
raum für schutzwürdige Böden: Böden mit besonderen Standorteigenschaften – 
extrem nasse Böden). Nach Ausführungen des LBEG (GeoBerichte Nr. 26) bieten 
solche Böden die Voraussetzung für die Entwicklung einer bestimmten natürlichen 
Vegetation, häufig mit günstigen Voraussetzungen für die Entwicklung besonders 
gefährdeter Biotope. Sie sollten deshalb geschützt werden. Wie im Umweltbericht 
ebenfalls herausgestellt, ist für den Standort des Plangebiets jedoch von deutlich 
Vorbelastungen auszugehen. Wie auch in den relevanten Unterlagen des LBEG 
dargelegt (vgl. Umweltbericht Kapitel 2.1.4 – Vorbelastungen) ist bei der landwirt-
schaftlichen Nutzbarmachung von Extremstandorten wie z. B. besonders nassen 
Böden regelmäßig vom Verlust der typischen Bodeneigenschaften auszugehen. Im 
Planfall handelt es sich um eine mittels Gräben entwässerte, landwirtschaftliche 
Fläche. Der Landkreis selbst führt in seiner Stellungnahme vom 04.04.2025 aus, 
dass das beplante Gebiet bereits anthropogen überformt ist und keine besonderen 
naturschutzfachlichen Wertigkeiten mehr aufweist. Die Gemeinde sieht es daher 
nicht als fachlich geboten an, einen besonderen Schutzbedarf der Böden in der 
Ausgleichsrechnung zu berücksichtigen. Sie setzt sich mit dem beschriebenen 
Sachverhalt der Überplanung der Lebensraumfunktion im Umweltbericht und der 
Begründung (siehe Unterkapitel Boden) detailliert auseinander. Es bleibt bei der 
Einschätzung, dass die vorgenommene bilanzielle Bewertung ausreichend ist, um 
die Auswirkungen auf alle Schutzgüter abzubilden. 

Das durch die Planung ausgelöste Wertdefizit wird im gemeindlichen Kompensa-
tionsflächenpool „Wynhamster Kolk“ verrechnet. Dort stehen in ausreichendem 
Umfang Wertpunkte zur Verfügung. Es handelt sich um eine anerkannte Aus-
gleichsfläche, bei der in Folge des Abbruchs einer landwirtschaftlichen Hofstelle 
und der Renaturierung des Geländes eine Aufwertung erzielt wurde. Das Plange-
biet und die Ausgleichsfläche liegen im gleichen Wirkungsraum. Die positiven 
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Auswirkungen umfassen ein breites Wirkungsgefüge mit positiven Auswirkungen 
über alle Schutzgüter (Tiere, Pflanzen, Wasser, Boden, Landschaftsbild) hinweg. 

Die im Flächenpool umgesetzten Maßnahmen zur Aufwertung der typischen Bun-
der (Kultur-)Landschaftsräume sind gut geeignet, um einen möglichst eingriffsent-
sprechenden Ausgleich vorzunehmen. Sie tragen zum Erhalt und zur Entwicklung 
typischer Lebensräume bei und leisten so einen wertvollen und zielgerichteten Bei-
trag zum Natur-, Boden- und Landschaftsschutz. Eingriff und Ausgleich stehen in 
funktionalem Zusammenhang. Die im Flächenpool verbleibenden Wertpunkte 
können in anderen Verfahren angerechnet werden. Eine genaue Bilanzierung der 
bereits verrechneten Vorhaben und verbleibenden Wertpunkte findet sich im Um-
weltbericht.“ 

 

Eingabe - LK / 6 Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht nehme ich wie folgt Stellung: 

Gemeinden haben bei der Bauleitplanung in Orientierung an dem immissions-
schutzrechtlichen Schutz- und Vorsorgegedanken (§ 5 BImSchG) dafür Sorge zu 
tragen, dass keine B-Pläne erlassen werden, deren Verwirklichung zu schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG führt. 

Im Hinblick auf die vorgelegte Bauleitplanung ist aus immissionsschutzrechtlicher 
Sicht zu bewerten, ob es durch die angrenzende Autobahn oder eventuell vorhan-
dene landwirtschaftliche Betriebe innerhalb des Geltungsbereichs zu Beeinträch-
tigungen gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse durch Schall- oder Ge-
ruchsemissionen kommt. Des Weiteren ist zu bewerten, ob es durch die mögli-
chen Nutzungen innerhalb des Geltungsbereichs zu einer Beeinträchtigung gesun-
der Wohn- und Arbeitsverhältnisse außerhalb des Geltungsbereichs kommt. 

Die Gemeinde Bunde plant die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Er-
weiterung des bestehenden Gewerbegebietes zu schaffen. Aus immissionsschutz-
rechtlicher Sicht ist im Weiteren Verfahren eine schalltechnische Beurteilung vor-
zulegen. Es ist in dieser Beurteilung darzulegen, dass unter Berücksichtigung der 
bestehenden Vorbelastung die zusätzlichen Gewerbegebietsflächen keine unzu-
lässigen Beeinträchtigungen gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse außerhalb 
des Geltungsbereichs hervorrufen. Des Weiteren ist zu bewerten, ob es durch die 
angrenzende Autobahn zu unzulässigen Beeinträchtigungen gesunder Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse innerhalb des Geltungsbereichs kommt. Falls ja, ist darüber 
hinaus zu ermitteln, welche Schallschutzmaßnahmen erforderlich werden. 

Beschluss Eine schalltechnische Untersuchung wurde erstellt. Im Bebauungsplan werden 
Festsetzungen zum Immissionsschutz aufgenommen: flächenbezogene Schall-
leistungspegel, und Lärmpegelbereiche zum Schutz vor einwirkendem Verkehrs-
lärm. Die Planunterlagen werden entsprechend fortgeschrieben. 

Es wurde eine schalltechnische Untersuchung unter Berücksichtigung der be-
nannten Aspekte erstellt. Die Vorbelastung wurde berücksichtigt bzw. ist auf-
grund der festgestellten niedrigen Wirkung der neuen Gewerbeflächen entspre-
chend der Regelungen der TA-Lärm nicht in Anwendung zu bringen. 

Hinsichtlich des Gewerbelärms kommt die Untersuchung zu dem Ergebnis, dass 
bei gewerbegebietstypischen Lärmemissionen (67,5 dB(A) tags / 52,5 dB(A) 
nachts) an den umliegenden Immissionsorten keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen entstehen. Die Werte werden mittels Festsetzung flächenbezogener Schall-
leistungspegel in den Bebauungsplan aufgenommen. Die gewerbliche Nutzbarkeit 
der Flächen wird dadurch nicht beeinträchtigt. Eine interne Gliederung bzw. Ab-
stufung ist nicht erforderlich. 
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Zudem wird festgestellt, dass von der Autobahn so erhebliche Emissionen (Ver-
kehrslärm) ausgehen, dass Sicherungsmaßnahmen für schutzbedürftige Nutzun-
gen (Wohnräume, aber auch Büroflächen) erforderlich werden. Je nach Einwir-
kungshöhe werden Lärmpegelbereiche bestimmt, die in den Bebauungsplan 
übernommen werden. Mittels passiver Schallschutzmaßnahmen (Schallminde-
rungsleistung der Außenbauteile) können gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse sichergestellt werden. 

Die Planunterlagen werden ergänzt (Darlegung der Inhalte der Untersuchung, ih-
rer Ergebnisse in FNP und BPlan, zudem eine Abwägung zur Übernahme der vor-
geschlagenen Maßnahmen in den Bebauungsplan). Auf eine wortgenaue Wieder-
gabe der Änderungen wird an dieser Stelle aufgrund des Umfangs verzichtet. Das 
Kapitel 3.1 der Begründungen (B-Plan, FNP) und der Umweltbericht (Kapitel 2.1.8 
Schutzgut Mensch sowie untergeordnete Passagen zur Darlegung der Auswirkun-
gen der Planung) werden fortgeschrieben. Die in der schalltechnischen Untersu-
chung vorgeschlagenen Festsetzungen werden zeichnerisch und textlich in den 
Bebauungsplan übernommen. Für die Darstellungen des Flächennutzungsplans 
ergibt sich kein Anpassungsbedarf. 

 

Eingabe - LK / 7 Im relevanten 600 m-Radius befinden sich vor allem östlich um den geplanten 
Geltungsbereich landwirtschaftliche Betriebe, deren Geruchsemissionen potenti-
ell dazu geeignet sind, gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse innerhalb des Gel-
tungsbereichs zu beeinträchtigen. Aufgrund der Nähe zum geplanten Gewerbe-
gebiet ist hier zu erläutern, warum keine unzulässigen Beeinträchtigungen zu er-
warten sind. Ggf. ist ein Immissionsgutachten erforderlich. 

Beschluss Nach Prüfung der östlich des Plangebiets gelegenen Hofstellen bestehen keine 
Hinweise darauf, dass es im Plangebiet zu erheblichen Beeinträchtigungen 
durch landwirtschaftliche Gerüche kommen kann. Die Planunterlagen werden 
ergänzt. 

Die Begründungen (FNP/BPlan, Kapitel 3.1) werden sinngemäß wie folgt fortge-
schrieben: „In der Umgebung des Plangebiets befinden sich landwirtschaftliche 
Betriebe, im einwirkungsrelevanten Umfeld sind jedoch keine Tierhaltungsanla-
gen, Ställe oder sonstige stark emittierenden Anlagen bekannt, die erhebliche Aus-
wirkungen auf das Gebiet erwarten lassen. Alle Betriebe halten deutliche Ab-
stände zum Plangebiet ein. Ein größerer Betrieb westlich des Plangebiets und da-
mit potentiell in der Hauptwindrichtung, liegt mehr als 800 m zum Plangebiet ent-
fernt. 

Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung wies der Landkreis Leer mit Schreiben vom 
04.04.2025 darauf hin, insbesondere auch die östlich des Plangebiets gelegenen 
Hofstellen im 600 m-Radius um das Plangebiet zu berücksichtigen. Die Landwirt-
schaftskammer benannte auf Nachfrage insg. 5 Betriebe an den Straßen Bunder-
neuland und der Neuschanzer Straße, die nach Aktenlage als tierhaltende Betriebe 
vermerkt sind (Adressen liegen vor, aus Gründen des Datenschutzes hier nicht be-
nannt). Die Anzahl der genehmigten Tierplätze liegt der Landwirtschaftskammer 
für diese Betriebe nicht vor. Der Landkreis teile auf Nachfrage der Gemeinde mit, 
dass für die genannten Adressen seit den 1990er Jahren keine Baugenehmigung 
bzw. keine Genehmigungen mit Angabe zu Tierplätzen gab, so dass auch hier keine 
Auskünfte getroffen werden können. 

Die benannten Betriebe liegen südlich bis östlich des Plangebiets und halten Ab-
stände von minimal 250-470 m ein. Sie liegen außerhalb der Hauptwindrichtung. 
Auch der Gemeinde sind hier keine jüngeren Entwicklungen (Stallbauten o. ä.) 
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bekannt. Nach Luftbildauswertung sind keine größeren Stallanlagen, Silageflä-
chen oder sonstige Einrichtungen erkennbar, die auf größere Tierbestände hinwei-
sen. Im Zusammenspiel von fehlender baulicher Ausstattung, der Lage außerhalb 
der Hauptwindrichtung und der regelmäßig größeren Nähe der Anlagen zu ande-
ren Wohnlagen, insb. zum Ortsrand, erkennt die Gemeinde keine Hinweise darauf, 
dass hier nennenswerte Emissionen zu erwarten sind, die einer gewerblichen Ent-
wicklung entgegenstehen. 

Mit Schreiben vom 10.03.2025 wies die Landwirtschaftskammer im Zuge der früh-
zeitigen Beteiligung auf einen weiteren, aktiven landwirtschaftlichen Betrieb mit 
genehmigten Tierplätzen hin, der rund 150 m östlich des Änderungsbereichs gele-
gen ist. Auf Nachfrage der Gemeinde teilte der Betrieb mit, dass es sich dabei um 
weniger als 300 Legehennen handle. Bei dieser geringen Zahl, ebenfalls außerhalb 
der Hauptwindrichtung gelegen, ist in keinem Fall von erheblichen Beeinträchti-
gungen durch Gerüche, Stäube oder sonstige Emissionen auszugehen. 

In der Gesamtbetrachtung sind aufgrund der vergleichsweise hohen Richtwerte 
für einwirkende Gerüche in Gewerbegebieten nach der TA Luft (im Regelfall bis zu 
15% der Jahresstunden bei zulässigen betriebsbezogenen Wohnnutzungen) keine 
Anzeichen dafür erkennbar, dass das Plangebiet erheblichen Immissionen aus der 
Landwirtschaft ausgesetzt ist. Die Recherchen der Gemeinde haben keine Hin-
weise darauf ergeben, dass eine gutachterliche Bewertung der Geruchssituation 
deutlich abweichende Erkenntnisse erbringt.“ 

Im Umweltbericht wird in Kapitel 2.1.8 sinngemäß folgender Passus ergänzt: „Vor-
belastung – „Gerüche – Im weiteren Umfeld des Plangebiets bestehen Hofstellen 
mit Tierhaltung, die jedoch deutliche Abstände einhalten, so dass nicht von erheb-
lichen Vorbelastungen auszugehen ist. 

Nach Hinweisen im Zuge der frühzeitigen Beteiligung wurden die Betriebe im nä-
heren Umfeld vertiefend überprüft. Für fünf nach Aktenlage als tierhaltende Be-
triebe liegen weder Tierzahlen vor, noch wurden seitens des Landkreises Bauge-
nehmigungen ausgesprochen oder Genehmigungen mit Angaben zu Tierplätzen 
behandelt. Die Betriebe liegen südlich bis östlich des Plangebiets und halten Ab-
stände von minimal 250-470 m ein. Sie liegen außerhalb der Hauptwindrichtung. 
Auch der Gemeinde sind hier keine jüngeren Entwicklungen (Stallbauten o. ä.) be-
kannt. Nach Luftbildauswertung sind keine größeren Stallanlagen, Silageflächen 
oder sonstige Einrichtungen erkennbar, die auf größere Tierbestände hinweisen. 
Im Zusammenspiel von fehlender baulicher Ausstattung, der Lage außerhalb der 
Hauptwindrichtung und der regelmäßig größeren Nähe der Anlagen zu anderen 
Wohnlagen, insb. zum Ortsrand, sind keine relevanten Hinweise auf Vorbelastun-
gen erkennbar. 

Ein weiterer, aktiver landwirtschaftlichen Betrieb mit genehmigten Tierplätzen 
liegt rund 150 m östlich des Änderungsbereichs. Auf Nachfrage der Gemeinde 
teilte der Betrieb mit, dass hier weniger als 300 Legehennen gehalten werden. Bei 
dieser geringen Zahl, ebenfalls außerhalb der Hauptwindrichtung gelegen, sind 
keine relevanten Vorbelastungen zu erwarten. 

Auswirkungen – Hinsichtlich landwirtschaftlicher Gerüche sind keine erheblichen 
Auswirkungen innerhalb des Plangebiets zu erwarten. Die im Umfeld bestehenden 
Betriebe weisen keine Anlagen oder Einrichtungen auf, die aufgrund der Tierzah-
len oder Größe Beeinträchtigungen erwarten lassen.“ 

 

Eingabe - LK / 8 Aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht sind die Planunterlagen um folgende 
Angaben zu ergänzen: 
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1. Durchführung von Bodenuntersuchungen hinsichtlich der potentiellen sul-
fatsauren Eigenschaften des Bodens im Plangebiet. Die Probenahme und Unter-
suchung sind durch einen fachlich versierten Gutachter und gemäß den Geofak-
ten 25 durchzuführen. Für die Beurteilung ist im Bereich der potentiell auszuhe-
benden Böden eine flächige Erkundung notwendig. Zudem ist die Beprobung des 
Bodens tiefenorientiert (maximaler Mischprobenhorizont: 1 Meter) unter Be-
rücksichtigung von Horizont- und Schichtgrenzen durchzuführen. Zusätzlich sind, 
so weit wie möglich, auch der Grundwasserstand sowie innerhalb der Bohrung 
oxidierte und reduzierte Bereiche zu unterscheiden und getrennt zu untersuchen. 
Nur so kann festgestellt werden, ob im Rahmen der Erschließung durch die Ge-
meinde und bei weiteren Erdarbeiten durch Firmen mit erhöhten Kosten für die 
Entsorgung von anfallenden Bodenmengen zu rechnen ist. 

2. Angaben über die voraussichtlich anfallenden Abfallmengen, die durch die Er-
schließung des Baugebiets anfallen. 

3. Angaben über vorsorgende physikalische und chemische Bodenschutzmaßnah-
men, welche für die Erschließung des Baugebietes getroffen werden. 

Beschluss Eine Bodenuntersuchung ergab keine Hinweise auf sulfatsaure Böden im Plan-
gebiet. Die Ergebnisse der Untersuchung werden die Planunterlagen aufgenom-
men. 

Es wurde eine Beprobung und Untersuchung der Böden im Plangebiet vorgenom-
men (Böker und Partner, 17.06.2025). Der im Plangebiet anzutreffende Boden 
wurde auf sulfatsaure Eigenschaften untersucht. Es wurden dabei keine Hinweise 
für potentiell sulfatsaure Eigenschaften des Untergrundes festgestellt. 

Die Begründungen (FNP/B-Plan, Kapitel 3.7 Schutzgut Boden) wird sinngemäß wie 
folgt fortgeschrieben: „Im NIBIS-Kartenserver ist ausgewiesen, dass im Gebiet 
möglicherweise mit dem Auftreten von sulfatsauren Böden zu rechnen ist. Die Ge-
meinde hat daher eine Untersuchung durchführen lassen, um die im Gebiet anzu-
treffenden Böden auf mögliche Vorkommen sulfatsaurer Böden und anderer Bo-
denschadstoffe zu überprüfen. 

Es wurden drei Mischproben aus dem Oberboden erstellt und gemäß BBodSchV 
auf die Vorsorgewerte untersucht. Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, 
dass die Vorsorgewerte und derer 70% (für landwirtschaftliche oder ackerbauliche 
Folgenutzungen) eingehalten werden. Das Material kann, bezogen auf Schad-
stoffgehalte, uneingeschränkt als Oberboden zur Herstellung einer durchwurzel-
baren Bodenschicht verwendet werden. Auch eine Überprüfung gemäß EBV BM-
0 ergab leidglich leicht erhöhte TOC-Gehalte natürlichen Ursprungs, so dass nach 
Gutachtern eine Verwertung als BM-0 möglich ist. Bodenverunreinigungen oder 
Schadstoffeinträge sind damit nicht festgestellt worden. 

Für die Untersuchung auf sulfatsaure Eigenschaften wurden an vier Proben die 
Säureneutralisierungskapazität SNK und das Säurebildungspotential SBP im Labor 
bestimmt. Im Ergebnis kommt die Untersuchung zu der Bewertung, dass keine 
Hinweise für potentiell sulfatsaure Eigenschaften des tieferen Untergrundes vor-
liegen. 

Die allgemeinen Hinweise des NIBIS-Kartenservers wurden gebietsspezifisch über-
prüft. Sulfatsaure Böden wurden im Plangebiet nicht nachgewiesen, so dass bei 
Erdarbeiten keine spezifischen Sicherungsmaßnahmen erforderlich werden. Die 
Böden im Gebiet weisen keine Schadstoffbelastung auf, so dass sie im Rahmen der 
üblichen, ordnungsgemäßen Bewirtschaftung weiterverwendet werden können. 
Spezifische Regelungen hierzu kann der Bebauungsplan nicht treffen, dies kann 
nur vorhabenspezifisch auf Ebene der Bauausführung entschieden werden. Alle 



 
 

Gemeinde Bunde 

34. Änderung des Flächennutzungsplanes 
Bebauungsplan Nr. 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bund-West“ 
Abwägungen der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung 

 
 

9 von 38 

 

geltenden Regelungen und Vorschriften sind dabei von den ausführenden Unter-
nehmen einzuhalten und umzusetzen.“ 

Zudem wird in Kapitel 3.1 sinngemäß folgender Passus ergänzt: „Bodenschad-
stoffe – Im Plangebiet wurde eine Untersuchung der Böden auf das mögliche Vor-
kommen von Schadstoffen und potentiell sulfatsaure Eigenschaften vorgenom-
men. Dabei wurden keine Feststellungen gemacht, so dass keine Gefahren für den 
Menschen zu erwarten sind (siehe auch Kapitel 3.7).“ 

Der Hinweis auf der Planzeichnung des Bebauungsplans wird sinngemäß wie folgt 
fortgeschrieben: „Sulfatsaure Böden – Im Plangebiet kann nach Ausweisungen 
des NIBIS-Kartenservers das Vorkommen von sulfatsauren Böden nicht ausge-
schlossen werden. Eine im Zuge des Planverfahrens vorgenommene Bodenunter-
suchung ergab keine Hinweise auf potentiell sulfatsaure Eigenschaft des tieferen 
Untergrundes. Auf Vorhabenebene ist zu prüfen, ob weitere, lagegenaue Überprü-
fungen der Bodenverhältnisse durchzuführen sind. Sofern entsprechende Böden 
angetroffen werden, sind vorhabenbezogen geeignete Maßnahmen zu bestim-
men, um sicherzustellen, dass es nicht zu Versauerungsprozessen und nachteiligen 
Auswirkungen auf den Bodenhaushalt kommt. Ggf. ergeben sich technische An-
forderungen für bauliche Anlagen (z. B. Korrosionsgefahr von Beton- Stahlkon-
struktionen), die es zu berücksichtigen gilt.“ 

Der Umweltbericht wird in Kapitel 2.1.4 Schutzgut Boden sinngemäß wie folgt 
fortgeschrieben: „Die Gemeinde hat eine Untersuchung durchführen lassen, um 
die im Gebiet anzutreffenden Böden auf mögliche Vorkommen sulfatsaurer Böden 
zu überprüfen. 

Für die Untersuchung auf sulfatsaure Eigenschaften wurden an vier Proben die 
Säureneutralisierungskapazität SNK und das Säurebildungspotential SBP im Labor 
bestimmt. Im Ergebnis kommt die Untersuchung zu der Bewertung, dass keine 
Hinweise für potentiell sulfatsaure Eigenschaften des tieferen Untergrundes vor-
liegen. 

Bodenschadstoffe –Zudem wurden bei der Untersuchung des Bodens drei Misch-
proben aus dem Oberboden erstellt und gemäß BBodSchV auf die Vorsorgewerte 
untersucht. Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass die Vorsorgewerte 
und derer 70% (für landwirtschaftliche oder ackerbauliche Folgenutzungen) ein-
gehalten werden. Das Material kann, bezogen auf Schadstoffgehalte, uneinge-
schränkt als Oberboden zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht ver-
wendet werden. Auch eine Überprüfung gemäß EBV BM-0 ergab leidglich leicht 
erhöhte TOC-Gehalte natürlichen Ursprungs, so dass nach Gutachtern eine Ver-
wertung als BM-0 möglich ist. Bodenverunreinigungen oder Schadstoffeinträge 
sind damit nicht festgestellt worden. […] 

Auswirkungen – Die vorgenommenen Untersuchungen zeigen, dass im Gebiet we-
der Böden mit sulfatsauren Eigenschaften noch sonstige Bodenverunreinigungen 
festgestellt wurden. Eine Weiternutzung der Böden ist daher grundsätzlich mög-
lich.“ 

 

Eingabe - LK / 9 Seitens der unteren Wasserbehörde bestehen gegen die oben genannte beab-
sichtigte Bauleitplanung keine grundsätzlichen Bedenken. 

Das für die Planung berücksichtige Gebiet liegt außerhalb eines Wasserschutzge-
bietes. Deichrechtliche Belange sind nicht betroffen. 

Im Rahmen der weiteren Planungen und Untersuchungen sind die Möglichkeiten 
der Niederschlagsbeseitigung zu betrachten. 
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Die Behandlung/Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers ist aufzuarbeiten 
um sicherzustellen, dass eine ausreichende Vorflut vorhanden ist. Hierfür werden 
folgende Hinweise gegeben: 

• die Regenwasserbewirtschaftung ist dezentral auszurichten. Mit einer dezent-
ralen Regenwasserbewirtschaftung kann dem Klimawandel mit den extremen 
Hoch- und Niedrigwässern begegnet werden. 

• Die Nutzung von Regenwasser ist zu fördern. Die Verdunstung von Regenwas-
ser sowie die Grundwasserneubildungsrate sind zu begünstigen. Die Schmutz-
belastung des Regenwassers ist gering zu halten. 

• bei der Planung der Entwässerung sollte beachtet werden, dass die Erfahrung 
gezeigt hat, dass offene Entwässerungsgräben vielfach nicht geräumt werden, 
dafür überbaut, verbaut, verrohrt, verfüllt oder zugemüllt werden und es zu 
Problemen bei der Entwässerung kommt. Hier sollte die Entwässerung über 
einen Regenwasserkanal erfolgen. 

Das im Plangebiet anfallende Regenwasser, von dem kein Eintrag von Schadstof-
fen ausgeht, ist vorrangig zu versickern. Die Versickerfähigkeit des Bodens ist zu 
untersuchen. Ist keine Versickerung möglich, ist das anfallende Oberflächenwas-
ser zurückzuhalten und auf den natürlichen Abfluss gedrosselt der vorhandenen 
Vorflut zuzuführen. Den hydraulischen Berechnungen sind die KOSTRA-Daten 
zzgl. des Toleranzbetrages zu Grunde zu legen (bei den technischen Berechnun-
gen hierzu ist das Wiederkehrintervall/Regenhäufigkeit mit n= 0,1 und einem To-
leranzzuschlag von 15 % zugrunde zu legen. Des Weiteren ist das Bewertungsver-
fahren nach den Merkblättern DWA-A 102-1/BWK-A 3-1 und DWA-A 102-2/BWK-
A 3-2 durchzuführen). 

Die schadlose Ableitung des Oberflächenwassers ist bis zum Gewässer II. Ordnung 
nachzuweisen. 

Für die Niederschlagsbeseitigung ist ein wasserrechtliches Verfahren erforderlich. 
Die entsprechenden Antragsunterlagen sind der unteren Wasserbehörde vorzu-
legen. 

Die im Plangebiet neu angedachten Gewässer sind in den Planunterlagen deutlich 
darzustellen. 

Beschluss Es wurde ein Oberflächenentwässerungskonzept erstellt, dessen Ergebnisse in 
die Planunterlagen des Bebauungsplans aufgenommen werden. Demnach wird 
ein Regenrückhaltebecken vorgesehen. 

Aufgrund des Umfangs der Fortschreibung der Planunterlagen wird auf eine wort-
genaue Darlegung an dieser Stelle verzichtet. Im Ergebnis schlägt das Konzept (IST 
Ingenieurbüro Straßen- & Tiefbau: Oberflächenentwässerungskonzept Erweite-
rung Gewerbegebiet Bunde-West, Juli 2026) vor, das anfallende Oberflächenwas-
ser zentral zu sammeln, zurückzuhalten und anschließend gedrosselt in einen öst-
lich verlaufenden Graben abzuleiten. Hierzu wird, im Gegensatz zum Vorentwurf, 
ein Regenrückhaltebecken am südöstlichen Gebietsrand vorgesehen. Eine Vorbe-
handlung des Niederschlagswassers wird berücksichtigt. 

Eine Versickerung vor Ort wurde geprüft, ist jedoch technisch nicht umsetzbar. 
Das Grundwasser steht im Plangebiet hoch an. Zudem sind die Böden nur gering 
durchlässig. Eine entsprechende Darlegung bzw. Abwägung wird bei der Fort-
schreibung in die Begründung aufgenommen. 

Die vollständigen Anpassungen sind in die Entwurfsunterlagen aufgenommen, 
die im Zuge der Beteiligung nach §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB veröffentlicht 
werden und zu denen dann Stellung genommen werden kann. Die Belange der 
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Oberflächenentwässerung finden in der Planung in geeigneter Weise Berücksich-
tigung. 

 

Eingabe - LK / 10 Das Plangebiet ist an die Schmutzwasserkanalisation der Gemeinde Bunde anzu-
schließen. Die Aufnahmekapazität der kommunalen Abwasserreinigungsanlage 
ist zu gewährleisten. Eine abschließende Stellungnahme kann erst nach Vorlage, 
Prüfung und wasserrechtlicher Genehmigung des erforderlichen Oberflächenent-
wässerungskonzeptes erfolgen. 

Beschluss Das Plangebiet kann an die Schmutzwasserkanalisation angeschlossen werden. 
Das Klärwerk verfügt über ausreichende Kapazitätsreserven. 

 

Eingabe - LK / 11 Aus planungsrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die vorgelegte Pla-
nung. Folgendes bitte ich aber zu beachten: 

In den Hinweisen der Planzeichnung der FNP-Änderung sowie in der Rubrik 
„Rechtsgrundlagen“ des Bebauungsplanes ist jeweils die aktuelle Fassung der 
BauNVO zu ändern. Eine Neubekanntmachung der BauNVO 1990 hat im Jahr 2017 
nicht stattgefunden. Für die hier gegenständlichen Bauleitplanungen gilt die 
BauNVO 1990 in der Fassung vom 13.05.2017, bekannt gemacht am 21.11.2017. 
Die Angaben auf den Planurkunden sind zu korrigieren. 

Beschluss Die Angabe der rechtsgültigen Baunutzungsverordnung in allen Planunterlagen 
ist richtig und muss nicht geändert werden. 

Sie lautet auf der Planzeichnung des Bebauungsplans: „Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
geändert worden ist.“ 

Auf der Planzeichnung der 37. Änderung des FNPs findet sich folgender Hinweis: 
„Es gelten das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
22.06.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 192) geändert worden ist und die Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I 
S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
176) geändert worden ist.“ 

Dies entspricht dem Wortlaut des Bundesjustizministeriums als Vollzitat: 
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Der Hinweis des Landkreises ist daher nicht nachvollziehbar. Eine Anpassung der 
Planunterlagen ist nicht erforderlich. 

 

Eingabe - LK / 12 Im Bebauungsplan wird die öffentliche Grünfläche Verkehrsgrün zeichnerisch und 
textlich mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten belastet. Hier bitte ich zur Erfüllung 
des Bestimmtheitsgebotes die Begünstigten dieser Rechte zu benennen. In die-
sem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass gemäß dem Urteil des VGH Baden-
Württembergs vom 14.11.2023 — 5 S 3639/21 die nicht näher bezeichnete Be-
günstigung von „Anliegern“ der rechtsstaatlich gebotenen Anforderung an eine 
hinreichende Bestimmung des Adressatenkreises nicht entspricht. 

Beschluss Das Bestimmtheitsgebot des Geh-, Fahr- und Leitungsrechts ist berücksichtigt. 
Klarstellend wird in der Begründung des Bebauungsplans eine erläuternde Er-
gänzung vorgenommen. 

Die textliche Festsetzung § 7 wird sinngemäß wie folgt formuliert: „Das Geh-, 
Fahr- und Leitungsrecht wird zugunsten der Bewirtschaftung der angrenzenden 
landwirtschaftlichen Flächen und zur Unterhaltung der öffentlichen Grünflächen 
ausgesprochen. Es dürfen Leitungen zum Anschluss an das Regenrückhaltebecken 
verlegt werden, zur Unterhaltung dieser Leitungen darf die Fläche jederzeit betre-
ten und befahren werden (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB).“ 

Der Kreis der berechtigten Nutzer ist damit klar definiert. Es findet keine Verwen-
dung einer pauschalen Kategorie wie „Anlieger“ statt. Die Nutzungszwecke sind 
eindeutig bestimmt. Eine genauere Definition der Begünstigten – z. B, nach Flur-
stücken oder Eigentümern/Pächtern/usw. – ist nicht möglich oder geboten, da 
sich diese laufend ändern können. Die Formulierung der „angrenzenden landwirt-
schaftlichen Flächen“ umfasst in der Örtlichkeit nur wenige in Frage kommende 
Flächen. Der Nutzungszweck wurde zudem gegenüber dem Vorentwurf fortge-
schrieben, da nach Vorliegen der wasserwirtschaftlichen Vorplanung jetzt ein Re-
genrückhaltebecken (vorher randliche Gräben) vorgesehen ist (siehe hierzu auch 
Kapitel E dieser Unterlage). 

In der Begründung wird zur Verdeutlichung in Kapitel 4.1 des Bebauungsplans der 
Absatz zum GFL sinngemäß wie folgt ergänzt: „Flächengleich mit der öffentlichen 
Grünfläche „Verkehrsgrün“ wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der 
Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen sowie zur Unter-
haltung der öffentlichen Grünflächen ausgesprochen. Bei den landwirtschaftli-
chen Flächen handelt es sich um die südlich gelegenen, zum Zeitpunkt der Planung 
als Ackerflächen unterhaltenen Flurstücke Nr. 8/57 und 8/30. Die Unterhaltung 
der öffentlichen Grünflächen bezieht sich auf die im Bebauungsplan festgesetzten 
Grünflächen „Grünsaum (Unterhaltung, Leitungen)“ und „Regenrückhaltebe-
reich“, die nur über diese Zuwegung erreicht werden können. Es ist sichergestellt, 
dass eine Nutzung durch die Wegeberechtigten jederzeit möglich ist. Die Ge-
meinde als Flächeneigentümerin der geplanten öffentlichen Grünflächen kann 
sonstige Zugangs- und Nutzungsberechtigungen (z. B. die Verlegung einzelner Lei-
tungen in den anderen Grünflächen) individuell regeln. Hierzu sind keine weiteren 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte erforderlich (siehe textliche Festsetzung § 7).“ 

 

Eingabe – LK / 13 Bezüglich der textlichen Festsetzung § 6 bitte ich um Ergänzung, wer wann die 
festgesetzte Anpflanzung vorzunehmen hat. Dies ist umso wichtiger, als dass von 
dieser Festsetzung eine private Grünfläche betroffen ist, die dem direkten Zugriff 
der Gemeinde entzogen ist. 
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Beschluss Die textliche Festsetzung wird entsprechend der Hinweise fortgeschrieben. 

Die textliche Festsetzung § 6 wird sinngemäß wie folgt fortgeschrieben: „Die pri-
vaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Gehölzsaum“, die zudem als Flä-
che zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen fest-
gesetzt sind, sind mit standortgerechten, heimischen Laubgehölzen der nachste-
henden Pflanzliste zu bepflanzen. 

Es sind je angefangener 10 m, gemessen an der Grenze zum GE1, zwei Bäume der 
nachfolgenden Pflanzliste zu pflanzen (Heister, 2x verpflanzt, 1,5- 2,0 m). Die 
Bäume sind zweireihig versetzt zueinander anzuordnen, mit einem Abstand von 
mindestens 10 m innerhalb der Reihe und mindestens 5 m zwischen den Reihen. 
Zusätzlich sind in mindestens fünf Reihen, in einem Abstand von maximal 2 m in 
und zwischen den Reihen, Sträucher (Pflanzhöhe mindestens 60 cm) zu pflanzen. 
Das Pflanzgebot ist vom jeweiligen Grundstückseigentümer spätestens nach bau-
licher Inanspruchnahme der zugehörigen Baugrundstücke in der darauffolgenden 
Pflanzperiode vorzunehmen. Abgänge sind durch Nachpflanzungen spätestens bis 
zur nächsten Vegetationsperiode zu ersetzen. Die nicht bepflanzten Teile der 
Grünfläche sind extensiv zu unterhalten. Der fünf Meter breite Streifen am westli-
chen Rand der Grünfläche, der vom Pflanzgebot ausgenommen ist, ist in solcher 
Weise zu unterhalten, dass im Bedarfsfall ein Befahren zu Unterhaltungszwecken 
möglich ist. Bauliche Anlagen dürfen innerhalb der Fläche nicht errichtet werden. 
Die Anlage von Zäunen ist nur an der östlichen Grenze zulässig (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a 
BauGB).“ 

Darüber hinaus besteht für die Gemeinde mit dem § 178 BauGB die Möglichkeit, 
die Umsetzung der Pflanzgebote durchzusetzen. Klarstellend wird hierzu sinnge-
mäß folgender Passus in den Bebauungsplan aufgenommen: „Pflanzgebot – Es 
wird darauf hingewiesen, dass die Gemeinde gemäß § 178 BauGB die Eigentümer 
durch Bescheid verpflichten kann, Grundstücke innerhalb einer zu bestimmenden 
angemessenen Frist entsprechend den nach § 9 Absatz 1 Nummer 25 BauGB ge-
troffenen Festsetzungen des Bebauungsplans zu bepflanzen.“ 

Bezüglich der Ergänzung der Befahrbarkeit zu Unterhaltungszwecken wird auf die 
Eingabe der Autobahn GmbH und den dortigen Beschlussvorschlag verwiesen. 

 

Eingabe - LK / 14 Im Bereich des nördlichen Teils der festgesetzten Straßenverkehrsfläche über-
plant der B-Plan Nr. 02.42 einen Teil des rechtskräftigen B-Planes Nr. 02.23. Hier-
durch wird der bis dahin geltende Bauleitplan im überlagerten Teilbereich aufge-
hoben, so dass auf ein gesondertes Aufhebungsverfahren verzichtet werden 
kann. Allen Beteiligten muss jedoch in allen Stadien des Verfahrens zur Aufstel-
lung des neuen Bauleitplans bewusst sein, dass ein Bauleitplan bisher vorhanden 
war und dieser aufgehoben werden soll. Fehlt es hieran, so kann darin ein Verstoß 
gegen das Abwägungsgebot liegen. 

In der Begründung wird auf die bisherigen Bebauungspläne hingewiesen und sind 
die Gründe für die Aufhebungen dargelegt. Zur Vermeidung von Zweifelsfällen 
empfehle ich, in allen erforderlichen Beschlüssen der Gemeinde jeweils auf den 
aufzuhebenden Plan Bezug zu nehmen. Weiter empfehle ich, die nach § 4 zu be-
teiligenden Träger öffentlicher Belange auf die gleichzeitige Aufhebung des bis-
herigen Plans hinzuweisen. Im Auslegungsverfahren nach § 3 Abs. 2 ist die Öffent-
lichkeit durch einen entsprechenden Vermerk ausdrücklich über die gleichzeitige 
Aufhebung des bisher geltenden Plans zu unterrichten. Der abschließende Fest-
stellungs- bzw. Satzungsbeschluss hat ausdrücklich auch über die Aufhebung zu 
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befinden. Die Aufhebung des Bauleitplans ist auf der Planunterlage zu vermerken 
(vgl. VV-BauGB Nr. 40.5). 

Beschluss Zur Klarstellung wird ein Hinweis in die Planzeichnung des Bebauungsplans auf-
genommen. 

Wie beschrieben, wird in der Begründung des Bebauungsplans genau dargelegt, 
welche Teilbereiche des benachbarten Bebauungsplans überplant werden. Damit 
dies auch innerhalb der Planzeichnung klar nachvollziehbar ist, wird sinngemäß 
folgender Hinweis aufgenommen: „Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 02.23 
„Gewerbegebiet Bunde-West“ – Der Bebauungsplan Nr. 02.42 überplant Teilflä-
chen des Bebauungsplans Nr. 02.23. Mit Bekanntmachung dieses Bebauungs-
plans gelten die in den überplanten Teilen des Nachbarplans getroffenen Festset-
zungen als aufgehoben. Betroffen sind der Bereich der Zufahrt (Flurstück 8/64 
tlw.) sowie die Flurstücke 8/15 und 8/33. Eine genaue Darlegung des Sachverhalts 
erfolgt in der Begründung.“ 

Die Gemeinde wird die Hinweise der Verwaltungsvorschriften zum Baugesetz-
buch (VV-BauGB) bei den Bekanntmachungen und den Beschlüssen berücksichti-
gen. 

2 EWE Netz GmbH, 07.03.2025 

Eingabe – EWE / 1 Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich Versor-
gungsleitungen und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH. 

Das Erdgashochdrucknetz kann durch Näherung Ihrer Baumaßnahme beeinflusst 
werden. Hierfür setzen Sie sich bitte per E-Mail mit unserer zuständigen Fachab-
teilung: NOF-NetztechnikGW@ewe-netz.de in Verbindung. 

Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standorten (Be-
stand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, über-
pflanzt oder anderweitig gefährdet werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese 
Leitungen und Anlagen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich be-
einträchtigt werden. 

Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anla-
gen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an einem an-
deren Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, gelten dafür die 
gesetzlichen Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik. 

Beschluss Die Gemeinde hat im Nachgang der Stellungnahme die Abstimmung mit der be-
nannten Stelle gesucht. Es wird nicht von einer Beeinträchtigung ausgegangen. 
Die Begründungen werden hierzu ergänzt. 

Die Ausführungen in Kapitel 3.9 (FNP/BPlan, Unterpunkt Überörtliche Leitungs-
trassen) wird sinngemäß wie folgt ergänzt: „Mit Schreiben vom 15.05.2025 teilt 
die EWE N-NOF- Netztechnik G / W NOF mit: In der Fläche für die geplante Erwei-
terung des Gewerbegebiets liegen keine Versorgungsleitungen der EWE Netz 
GmbH. Die Erdgashochdruckleitung, zu der ein Schutzstreifen von 4m einzuhalten 
ist, verläuft über das benachbarte Grundstück und wird nach Einschätzung der 
Prüfstelle nicht durch Ihre Baumaßnahme beeinträchtigt. Auch hier ist mittels ei-
nes Leitungsplanes der Leitungsverlauf außerhalb des Plangebiets dokumentiert.“ 

Anlage zur Information: Übermittelter Leitungsplan (Ausschnitt) 
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Eingabe – EWE / 2 Für die gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plan- oder Baugebietes mit 
Versorgungsleitungen und Anlagen durch EWE NETZ planen Sie bitte einen Ver-
sorgungsstreifen bzw. -korridore für z.B. Telekommunikationslinien und Elektrizi-
tätsleitungen gemäß DIN 1998 von mindestens 1,6 m mit ein. 

Weiterhin sind für die Stromversorgung von Baugebieten o. Ä. zusätzlich die In-
stallation von Trafostationen in möglichst zentraler Lage erforderlich. Für den im-
mer weiter steigenden Leistungsbedarf (z.B. durch Elektromobilität, Wärmepum-
pen und Erzeugungsanlagen) benötigt die EWE NETZ GmbH pro angefangene 50 
Wohneinheiten jeweils einen weiteren Stationsplatz. Für die Auswahl der geeig-
neten Stationsplätze (ca. 7m x 7m) möchten wir Sie bitten, unsere regionale Pla-
nungsabteilung frühzeitig mit einzubinden. Bitte informieren Sie uns zudem, 
wenn ein wärmetechnisches Versorgungskonzept umgesetzt werden soll. Die 
Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von dem Vorhabenträger 
vollständig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei denn der Vor-
habenträger und die EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung 
vertraglich geregelt. 

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorzubrin-
gen. 

Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen und uns früh-
zeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall der Erschließung des Plangebietes 
mit Versorgungsleitungen durch EWE NETZ GmbH, denn hierfür sind beispiels-
weise Lage und Nutzung der Versorgungsleitung und die sich daraus ableitenden 
wirtschaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren. Damit die Planung Ihres 
Baugebietes durch uns erfolgen kann, teilen Sie uns bitte die dafür notwendigen 
Informationen über den folgenden Link mit: https://www.ewe-netz.de/kommu-
nen/service/neubaugebietserschliessung 

In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser Leitungs- und Anlagenbestand 
ändern. 

Damit es nicht zu Entscheidungen auf Grundlage eines veralteten Planwerkes 
kommt, nutzen Sie dafür bitte unsere aktuelle Leitungs- und Anlagenauskunft. 
Auf unserer Internetseite der EWE NETZ GmbH können Sie sich jederzeit nach 
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einer erfolgreichen Registrierung auf unserem modernen Planauskunftsportal 
über die konkrete Art und Lage unserer zu berücksichtigenden Anlagen informie-
ren: https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abru-
fen. 

Beschluss Im Bebauungsplan wird eine neue Fläche für Versorgungsanlagen: Elektrizität 
festgesetzt, um eine Trafostation unterbringen zu können. Die Flächenbilanzie-
rung wird angepasst. 

Am Rand des geplanten Wendehammers wird eine zusätzliche Fläche (rd. 35 m²) 
als Fläche für Versorgungsanlagen: Elektrizität festgesetzt. 

Folgender Passus wird sinngemäß in die Begründung des Bebauungsplans (Kapitel 
3.9 – Technische Ver- und Entsorgung) aufgenommen: „Für die Aufnahme von 
Leitungstrassen steht innerhalb der Planstraße mit einer Parzellenbreite von 
13,5 m ausreichend Raum zur Verfügung. Zur Unterbringung einer Trafo-Station 
wird angrenzend an den geplanten Wendehammer eine Fläche für Versorgungs-
anlagen: Elektrizität festgesetzt. Die Fläche ist knapp 35 m² groß und damit grund-
sätzlich für die Aufnahme eines üblichen Trafo-Häuschens (ca. 2,5x3,0 m) geeig-
net. Es steht ausreichend Spielraum zur Einhaltung der erforderlichen Abstände 
zur Verfügung. Da die Fläche direkt an die Straßenparzelle grenzt, ist auch eine 
anteilige Mitnutzung dieser öffentlichen Flächen ggf. möglich.“ 

Im Kapitel 4.1 wird sinngemäß folgender Passus ergänzt: „Versorgungsfläche – Es 
wird eine Fläche für Versorgungsanlagen: Elektrizität festgesetzt, die direkt an die 
Straßenverkehrsfläche im Bereich des Wendehammers anschließt. Der Plan sieht 
so einen Standort für eine Trafostation vor, die für die Versorgung von Gewerbe-
gebieten regelmäßig erforderlich ist. Eine Mitnutzung der Straßenverkehrsfläche 
oder auch die Unterbringung von technischen Nebenanlagen an anderer Stelle der 
Verkehrsflächen bleibt als übliche Nutzung dieser Bereiche zulässig.“ 

Die Flächenbilanzierung in der Bebauungsplanbegründung und im Umweltbericht 
sowie die Ausgleichsberechnung werden entsprechend fortgeschrieben. 

Die übrigen Hinweise zur Gebietserschließung können mit den getroffenen Fest-
setzungen berücksichtigt werden. Die detaillierte Abstimmung erfolgt im Zuge 
der Ausbauplanung. 

3 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, 03.04.2025 

Eingabe – LBEG / 1 In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorha-
ben folgende Hinweise: Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitungen 

Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe dazu verlaufen erdverlegte 
Gashochdruckleitungen bzw. Rohrfernleitungen. Bei diesen Leitungen sind 
Schutzstreifen zu beachten, die von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem 
Pflanzenbewuchs frei zu halten sind. Bitte beteiligen Sie den aktuellen Leitungs-
betreiber direkt am Verfahren, damit ggf. erforderliche Abstimmungsmaßnah-
men (genauer Leitungsverlauf, Breite des Schutzstreifens etc.) eingeleitet werden 
können. Der Leitungsbetreiber kann sich ändern, ohne dass es eine gesetzliche 
Mitteilungspflicht gegenüber dem LBEG gibt. Wenn Ihnen aktuelle Informationen 
zum Betreiber bekannt sind, melden Sie diese bitte an Leitungskatas-
ter@lbeg.niedersachsen.de. Weitere Informationen erhalten Sie hier. Die beim 
LBEG vorliegenden Daten zu den betroffenen Leitungen entnehmen Sie bitte der 
nachfolgenden Tabelle: 
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Wenn die Beteiligung der Leitungsbetreiber bereits im Rahmen früherer Pla-
nungsverfahren durchgeführt wurde und zwischenzeitlich keine Veränderung des 
Leitungsverlaufs erfolgte, ist die Erfordernis einer erneuten Beteiligung der ge-
nannten Unternehmen durch die verfahrensführende Behörde abzuwägen. Wir 
bitten darum, sich mit dem/den betroffenen Unternehmen in Verbindung zu set-
zen und die ggf. zu treffenden Schutzmaßnahmen abzustimmen. Sofern Ihr Pla-
nungsvorhaben Windenergieanlagen betrifft, wird auf die Rundverfügung: Ab-
stand von Windkraftanlagen (WEA) zu Einrichtungen des Bergbaus verwiesen, 
auch zu finden als Download auf der Webseite des LBEG. 

Beschluss Der benannte Leitungsbetreiber wurde beteiligt und teilt mit, dass in Folge der 
Planung keine Beeinträchtigungen der Leitung zu erwarten sind. 

Es wird auf die Stellungnahme der EWE Netz GmbH vom 07.03.2025 und den dor-
tigen Beschlussvorschlag (TÖB Nr. 2) verweisen. Die zuständige Stelle wurde im 
Nachgang der Stellungnahme ergänzend angefragt und teilte mit, dass alle Lei-
tungen außerhalb des Plangebiets verlaufen und keine Beeinträchtigungen zu er-
warten sind. 

Zudem wurde mit der PLEdoc ein weiterer verantwortlicher Träger für eine in der 
Nähe des Plangebiets gelegene Hochdruck-Gasleitung beteiligt. Es wird auf die 
Stellungnahme vom 01.04.2025 (TÖB Nr. 11) und den zugehörigen Abwägungs-
vorschlag verwiesen.  

 

Eingabe - LBEG 2 Hinweise 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für 
Hinweise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den 
NIBIS® Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnis-
sen ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes 
bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-un-
tersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten gemäß 
der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen. Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölalt-
verträgen für Sie relevant sind, beachten Sie bitte unser Schreiben vom 
04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-2024-0001). In Bezug auf die durch 
das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder Anregun-
gen. Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber 
den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichti-
gen zu können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes 
erstellt. Die verfügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpre-
tieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt 
nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Ge-
nehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

Beschluss Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Der NIBIS Kartenserver des LBEG wird regelmäßig bei der Planerstellung in seinen 
Aussagen abgefragt und wurde auch im Planfall berücksichtigt. 
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4 Ostfriesische Landschaft, 27.03.2025 

Eingabe – Ostfr. Landsch. Gegen das o.g. Vorhaben bestehen aus Sicht der archäologischen Denkmalpflege 
Bedenken. Die Fläche liegt in unmittelbarer Nähe zu einer mittelalterlichen Fund-
stelle. Daher besteht auch auf der o.g. Fläche der Verdacht, dass noch im Boden 
erhaltene Denkmalsubstanz vorliegt. Es müssen, um einen Überblick über die Be-
fundsituation zu gewinnen, den Umfang notwendiger archäologischer Maßnah-
men zu ermitteln und Verzögerungen möglichst zu vermeiden, frühzeitig vor ge-
planten Bodeneingriffen Prospektionen stattfinden. 

Für die Prospektion ist maschinelle Unterstützung in Form eines Baggers notwen-
dig. Aufgrund der Ergebnisse ist das weitere Verfahren zu klären. Sollte archäolo-
gische Denkmalsubstanz zutage kommen, sind ausreichend lange Fristen zur Do-
kumentation und Fundbergung einzuräumen. Sollte eine Ausgrabung erforderlich 
werden, muss diese einschließlich der Kosten nach dem Niedersächsischen Denk-
malschutzgesetz geregelt werden. 

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf das Nieders. Denkmalschutzgesetz 
vom 30.05.1978 (Nds. GVBI. S. 517) in der derzeitig gültigen Fassung, §§ 2, 6, 13 
und 14, wonach eine Genehmigung der Denkmalschutzbehörde erforderlich ist, 
wenn Erdarbeiten an einer Stelle vorgenommen werden, wo Funde vermutet 
werden. Die Genehmigung kann unter Bedingungen und mit Auflagen erteilt wer-
den. 

Beschluss Die Gemeinde hat im Juni 2025 eine Prospektion durchführen lassen. Die Ergeb-
nisse werden in die Planunterlagen aufgenommen, Hinweise auf Funde gibt es 
nicht. 

Die Begründung, Kapitel 3.5 – Belange der Baukultur / des Denkmalschutzes, Un-
terpunkt archäologischer Denkmalschutz wird für beide Planstufen sinngemäß 
wie folgt fortgeschrieben: „Mit Schreiben vom 27.03.2025 teilte die Ostfriesische 
Landschaft mit, dass gegen das Vorhaben aus Sicht der archäologischen Denkmal-
pflege Bedenken bestehen. Die Fläche liegt in unmittelbarer Nähe zu einer mittel-
alterlichen Fundstelle. Daher besteht auch für das Plangebiet der Verdacht, dass 
noch im Boden erhaltene Denkmalsubstanz vorliegt. Aus diesem Grund wird eine 
frühzeitige Prospektion vorgeschlagen. 

Die Gemeinde hat eine solche Untersuchung durchführen lassen. Es wurden zwei 
Suchschnitte und fünf Sondagen angelegt. Folgende Ergebnisse wurden protokol-
liert (Ostfriesische Landschaft: Projektbericht, Akt.Nr. OLAD 2025_037, Fst.Nr.: 
2809/2:35, Bundeneuland, Ort: Bunde-West 20): 

• Schnitt 1 ohne Befund, gelber Sand gut 1,60 m unter GOK 

• Schnitt 2 am südlichen Ende ein Graben, eine Pfostenstandspur, Graben bei 
knapp 1,60 m unter GoK innerhalb vom Torf und gelben Sand, überlagert von 
Torf und dem Klei der Kalkmarsch, ein Backstein in der Verfüllung 

• Sondagen 1 – 5, gelber Sand bei knapp 2,20 m unter GOK, keine Befunde / 
Funde 

• Fläche insgesamt von geringem Interesse, der gelbe Sand im östlichen Teil noch 
knapp über Wasserstand erreichbar, Kalkmarsch zeigt deutlich die Überflutun-
gen im Einfluss der Tiede die mit der Eindeichung abgestellt wurden 

• Die Fläche liegt im Bereich der Ausdehnung der sulfatsaurer Böden, im Fall ei-
ner Bebauung ist ein großflächiger Bodenaustausch wahrscheinlich. Abhängig 
von der Art der Bebauung sollte überlegt werden, ob der östliche Teil der Fläche 
mit einer Baubegleitung beauflagt werden sollte. Es ist nur mit wenigen Befun-
den zu rechnen. 
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Entsprechend der Prospektionsergebnisse geht die Gemeinde davon aus, dass der 
Fläche keine erhöhte Bedeutung für Bodenfunde zukommt. In der Planzeichnung 
ist ein Hinweis aufgenommen, der auf die Meldepflicht bei jederzeit möglichen 
Zufallsfunden hinweist. Die Belange des archäologischen Denkmalschutzes sind 
damit im Rahmen der Bauleitplanung berücksichtigt.“ 

Im gemeinsamen Umweltbericht wird sinngemäß folgender Passus in Kapitel 
2.1.9 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter vorgenommen: „Im Plangebiet 
wurde eine archäologische Prospektion (Ostfriesische Landschaft: Projektbericht, 
Akt.Nr. OLAD 2025_037, Fst.Nr.: 2809/2:35, Bundeneuland, Ort: Bunde-West 20) 
durchgeführt. Außer einer Pfostenstandspur und Hinweisen auf einen vormaligen 
Graben wurden dabei keine Funde oder Befunde gemacht. Ein Vorkommen von 
archäologischen Funden kann nie grundsätzlich ausgeschlossen werden. Alle 
Funde müssen bei der zuständigen Behörde gemeldet werden.“ 

5 Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr Geschäftsstelle Aurich, 26.03.2025 

Eingabe - NLStBV Seitens der NLStBV-GB Aurich bestehen gegen die o. a. Bauleitplanung keine Be-
denken. 

Es sollen (externe) Kompensationsmaßnahmen im weiteren Verfahren benannt 
werden. Sofern Kompensationsmaßnahmen im Nahbereich von Bundes- oder 
Landesstraßen geplant werden, werden ggf. hierdurch die Belange der NLStBV-
GB Aurich berührt. Ich bitte solche Maßnahmen frühzeitig mit meiner Dienststelle 
abzustimmen. 

Die Belange der BAB 280 werden von der Autobahn GmbH des Bundes vertreten. 
Ich gehe davon aus, dass die Autobahn GmbH an der o. a. Bauleitplanung beteiligt 
wird. 

Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 der Verwal-
tungsvorschriften zum BauGB um Übersendung einer Ablichtung der gültigen 
Bauleitplanung. 

Beschluss Die Kompensation des Vorhabens soll im Kompensationsflächenpool Wyn-
hamster Kolk erfolgen. Beeinträchtigungen für Bundes- oder Landesstraßen er-
geben sich daraus nicht. 

Es handelt sich beim vorgesehenen Kompensationsflächenpool um einen aner-
kannten, gemeindlichen Flächenpool, dessen Entwicklung (Abbruch eines ehema-
ligen landwirtschaftlichen Gebäudes und Aufwertung des Grundstücks und der 
umgebenden Flächen) langfristig planerisch und naturschutzfachlich gesichert ist. 
Beeinträchtigungen für Landes- oder Bundesstraßen ergeben sich nicht. Die Zu-
weisung der Kompensationsfläche erfolgt im Zuge der Entwurfserarbeitung 
(siehe hierzu auch Abschnitt E). 

 

Eingabe - NLStBV Die Belange der BAB 280 werden von der Autobahn GmbH des Bundes vertreten. 
Ich gehe davon aus, dass die Autobahn GmbH an der o. a. Bauleitplanung beteiligt 
wird. 

Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 der Verwal-
tungsvorschriften zum BauGB um Übersendung einer Ablichtung der gültigen 
Bauleitplanung. 

Beschluss Die Autobahn GmbH des Bundes wurde beteiligt. Es wird auf die Stellungnahme 
vom 03.04.2025 und den vorgenommenen Beschlussvorschlag verwiesen (TÖB 
Nr. 12). 
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6 Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, 24.03.2025 

Eingabe – LGLN / 1 Zu dem Entwurf der 34. Änderung des Flächennutzungsplanes wird wie folgt Stel-
lung genommen: Gegen die Planungen bestehen keine Bedenken. 

Beschluss Kenntnisnahme. 
 

Eingabe – LGLN / 2 Zu dem Entwurf des o.g. Bebauungsplans wird wie folgt Stellung genommen: 

Im Hinblick auf die erforderliche vermessungs- und katastertechnische Beschei-
nigung nach Absatz 41.3 W-BauGB (RdErl.d.Nds.SozM i.d.F. vom 18.04.1996 
Nds.MBL. S .835) weise ich nachrichtlich noch auf Folgendes hin: 

Die Planunterlage für den Bebauungsplanentwurf ist nicht vom Katasteramt ge-
fertigt worden. Es kann daher auch nicht beurteilt werden, ob die Planunterlage 
den Anforderungen des oben genannten Erlasses entspricht. Die vermessungs- 
und katastertechnische Bescheinigung durch das Katasteramt kann daher nicht 
zugesagt werden. 

Gegen den Entwurf bestehen keine weiteren Bedenken. 

Beschluss Die erforderliche Bescheinigung wird beim Vermessungsingenieur, der die Pla-
nunterlage gefertigt hat, beantragt. 

7 Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 10.03.2025 

Eingabe – LWK / 1 Nach unserer Kenntnis befindet sich im näheren Umfeld des Plangebietes ein ak-
tiver landwirtschaftlicher Betrieb mit genehmigten Tierplätzen (Bunderneuland 
2, 26831 Bunde), der aus Immissionsschutzgründen zu beachten wäre. 

Beschluss Nach Prüfung der östlich des Plangebiets gelegenen Hofstellen bestehen keine 
Hinweise darauf, dass es im Plangebiet zu erheblichen Beeinträchtigungen 
durch landwirtschaftliche Gerüche kommen kann. 

Die Begründungen (FNP/BPlan, Kapitel 3.1) werden sinngemäß wie folgt fortge-
schrieben: „In der Umgebung des Plangebiets befinden sich landwirtschaftliche 
Betriebe, im einwirkungsrelevanten Umfeld sind jedoch keine Tierhaltungsanla-
gen, Ställe oder sonstige stark emittierenden Anlagen bekannt, die erhebliche 
Auswirkungen auf das Gebiet erwarten lassen. Alle Betriebe halten deutliche Ab-
stände zum Plangebiet ein. Ein größerer Betrieb westlich des Plangebiets und da-
mit potentiell in der Hauptwindrichtung, liegt mehr als 800 m zum Plangebiet ent-
fernt. 

Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung wies der Landkreis Leer mit Schreiben vom 
04.04.2025 darauf hin, insbesondere auch die östlich des Plangebiets gelegenen 
Hofstellen im 600 m-Radius um das Plangebiet zu berücksichtigen. Die Landwirt-
schaftskammer benannte auf Nachfrage insg. 5 Betriebe an den Straßen Bunder-
neuland und der Neuschanzer Straße, die nach Aktenlage als tierhaltende Betriebe 
vermerkt sind (Adressen liegen vor, aus Gründen des Datenschutzes hier nicht be-
nannt). Die Anzahl der genehmigten Tierplätze liegt der Landwirtschaftskammer 
für diese Betriebe nicht vor. Der Landkreis teile auf Nachfrage der Gemeinde mit, 
dass für die genannten Adressen seit den 1990er Jahren keine Baugenehmigung 
bzw. keine Genehmigungen mit Angabe zu Tierplätzen gab, so dass auch hier 
keine Auskünfte getroffen werden können. 

Die benannten Betriebe liegen südlich bis östlich des Plangebiets und halten Ab-
stände von minimal 250-470 m ein. Sie liegen außerhalb der Hauptwindrichtung. 
Auch der Gemeinde sind hier keine jüngeren Entwicklungen (Stallbauten o. ä.) 
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bekannt. Nach Luftbildauswertung sind keine größeren Stallanlagen, Silageflä-
chen oder sonstige Einrichtungen erkennbar, die auf größere Tierbestände hinwei-
sen. Im Zusammenspiel von fehlender baulicher Ausstattung, der Lage außerhalb 
der Hauptwindrichtung und der regelmäßig größeren Nähe der Anlagen zu ande-
ren Wohnlagen, insb. zum Ortsrand, erkennt die Gemeinde keine Hinweise darauf, 
dass hier nennenswerte Emissionen zu erwarten sind, die einer gewerblichen Ent-
wicklung entgegenstehen. 

Mit Schreiben vom 10.03.2025 wies die Landwirtschaftskammer im Zuge der früh-
zeitigen Beteiligung auf einen weiteren, aktiven landwirtschaftlichen Betrieb mit 
genehmigten Tierplätzen hin, der rund 150 m östlich des Änderungsbereichs gele-
gen ist. Auf Nachfrage der Gemeinde teilte der Betrieb mit, dass es sich dabei um 
weniger als 300 Legehennen handle. Bei dieser geringen Zahl, ebenfalls außerhalb 
der Hauptwindrichtung gelegen, ist in keinem Fall von erheblichen Beeinträchti-
gungen durch Gerüche, Stäube oder sonstige Emissionen auszugehen. 

In der Gesamtbetrachtung sind aufgrund der vergleichsweise hohen Richtwerte 
für einwirkende Gerüche in Gewerbegebieten nach der TA Luft (im Regelfall bis zu 
15% der Jahresstunden bei zulässigen betriebsbezogenen Wohnnutzungen) keine 
Anzeichen dafür erkennbar, dass das Plangebiet erheblichen Immissionen aus der 
Landwirtschaft ausgesetzt ist. Die Recherchen der Gemeinde haben keine Hin-
weise darauf ergeben, dass eine gutachterliche Bewertung der Geruchssituation 
deutlich abweichende Erkenntnisse erbringt.“ 

Im Umweltbericht wird in Kapitel 2.1.8 sinngemäß folgender Passus ergänzt: 
„Vorbelastung – „Gerüche – Im weiteren Umfeld des Plangebiets bestehen Hof-
stellen mit Tierhaltung, die jedoch deutliche Abstände einhalten, so dass nicht von 
erheblichen Vorbelastungen auszugehen ist. 

Nach Hinweisen im Zuge der frühzeitigen Beteiligung wurden die Betriebe im nä-
heren Umfeld vertiefend überprüft. Für fünf nach Aktenlage als tierhaltende Be-
triebe liegen weder Tierzahlen vor, noch wurden seitens des Landkreises Bauge-
nehmigungen ausgesprochen oder Genehmigungen mit Angaben zu Tierplätzen 
behandelt. Die Betriebe liegen südlich bis östlich des Plangebiets und halten Ab-
stände von minimal 250-470 m ein. Sie liegen außerhalb der Hauptwindrichtung. 
Auch der Gemeinde sind hier keine jüngeren Entwicklungen (Stallbauten o. ä.) be-
kannt. Nach Luftbildauswertung sind keine größeren Stallanlagen, Silageflächen 
oder sonstige Einrichtungen erkennbar, die auf größere Tierbestände hinweisen. 
Im Zusammenspiel von fehlender baulicher Ausstattung, der Lage außerhalb der 
Hauptwindrichtung und der regelmäßig größeren Nähe der Anlagen zu anderen 
Wohnlagen, insb. zum Ortsrand, sind keine relevanten Hinweise auf Vorbelastun-
gen erkennbar. 

Ein weiterer, aktiver landwirtschaftlichen Betrieb mit genehmigten Tierplätzen 
liegt rund 150 m östlich des Änderungsbereichs. Auf Nachfrage der Gemeinde 
teilte der Betrieb mit, dass hier weniger als 300 Legehennen gehalten werden. Bei 
dieser geringen Zahl, ebenfalls außerhalb der Hauptwindrichtung gelegen, sind 
keine relevanten Vorbelastungen zu erwarten. 

Auswirkungen – Hinsichtlich landwirtschaftlicher Gerüche sind keine erheblichen 
Auswirkungen innerhalb des Plangebiets zu erwarten. Die im Umfeld bestehenden 
Betriebe weisen keine Anlagen oder Einrichtungen auf, die aufgrund der Tierzah-
len oder Größe Beeinträchtigungen erwarten lassen.“ 

 

Eingabe – LWK / 2 Zudem weisen wir darauf hin, dass landwirtschaftliche Nutzflächen unmittelbar 
an das Plangebietsgrenzen. Auf diese Flächen werden ggfs. im Laufe des Jahres 
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Wirtschaftsdünger (Gülle, Festmist oder Jauche) wie auch chemische Pflanzen-
schutzmittel ausgebracht, so dass eine gewisse zeitweilige Geruchsbelästigung im 
Plangebiet nicht grundsätzlich auszuschließen ist. Weiterhin weisen wir darauf 
hin, dass die ordnungsgemäße Bewirtschaftung und Erreichbarkeit der benach-
barten landwirtschaftlichen Nutzflächen mit landwirtschaftlichen Maschinen und 
Gerätschaften auch zukünftig gewährleistet bleiben muss. 

Beschluss Die Planung steht einer Fortführung der ordnungsgemäßen Landwirtschaft 
nicht entgegen. 

Die Bewirtschaftung der umliegenden Flächen mit typischen Immissionen steht 
nicht im Widerspruch zur geplanten gewerblichen Entwicklung. Schon heute ist 
das Nebeneinander von Gewerbe und Landwirtschaft problemlos möglich. Mit-
tels eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechts ist sichergestellt, dass die Zugänglichkeit 
zu den südlich angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen jederzeit gewährleis-
tet ist. 

 

Eingabe – LWK / 3 Die beplante Ackerfläche hat eine Bodenzahl von 71-75 (siehe Abbildung 1) und 
damit eine gute Ertragsfähigkeit. Durch die Überbauung von Flächen stehen diese 
der landwirtschaftlichen Nutzung nicht mehr zu Verfügung. Dies führt zu einer 
voranschreitenden Flächenverknappung und steigenden Kauf- und Pachtpreisen. 

 
Beschluss Die Abwägungen zur Landwirtschaft in den Begründungen werden fortgeschrie-

ben. 

Das Kapitel 3.9, Unterpunkt Landwirtschaft, wird sinngemäß wie folgt fortge-
schrieben: „Die Ertragsfähigkeit der Böden wird für das Plangebiet als sehr gering 
angenommen (Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie Niedersachsen 
(LBEG): Niedersächsische Bodeninformationssystem (NIBIS-Kartenserver), URL: 
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/, laufend aktualisiert, ausgewertet 12/2024). 

Mit Schreiben vom 10.03.2025 teilt die Landwirtschaftskammer davon abwei-
chend mit, dass für das Plangebiet einer Bodenzahl von 71-75 und damit eine gute 
Ertragsfähigkeit ausgewiesen ist. (Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz: NUMIS-Kartenserver, URL: https://numis.niedersach-
sen.de/, laufend aktualisiert, ausgewertet 04/2025). Mit der Bodenzahl (Boden-
punkte) für Ackerschätzung wird die natürliche Ertragsfähigkeit der Böden ge-
schätzt. Die Einstufung des Bodens in Wertzahlen basiert auf dem Acker- bzw. 
Grünlandschätzungsrahmen der Bodenschätzung. Je höher die Wertzahl, umso 
höher ist die natürliche Ertragsfähigkeit des Bodens. Die Landwirtschaftskammer 
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weist darauf hin, dass durch die Überbauung von Flächen diese der landwirt-
schaftlichen Nutzung nicht mehr zu Verfügung stehen. Dies führt zu einer voran-
schreitenden Flächenverknappung und steigenden Kauf- und Pachtpreisen. 

Die Gemeinde nimmt die Bedenken der Landwirtschaftskammer zur Kenntnis. Bei 
allen Planvorhaben ist sie bemüht, die Neuinanspruchnahme von landwirtschaft-
lichen Flächen zu vermeiden oder soweit wie möglich zu minimieren, um u. a. den 
beschriebenen Verknappungs- und Verteuerungseffekten vorzubeugen. Im Plan-
fall sieht sie die Flächeninanspruchnahme jedoch als alternativlos an. Eine Erwei-
terung des Gewerbegebiets Bunde-West kann nur auf den überplanten Flächen 
erfolgen. Ziel ist die Konzentration gewerblicher Bauflächen an einem Standort, 
was eine Planung in Angliederung an die Bestandslage unausweichlich macht. 
Aufgrund der im Verhältnis geringen Größe des Plangebiets ist der Verlust an Flä-
chen für die Landwirtschaft infolge der Planung gering, sodass erhebliche nega-
tive Auswirkungen auf die Landwirtschaft in der Gemeinde Bunde oder für ein-
zelne Landwirte nicht zu erwarten sind. Es werden keine Flächen mit herausragen-
den Bodeneigenschaften für eine landwirtschaftliche Nutzung überplant.“ 

 

Eingabe – LWK / 4 Für die Landwirtschaftskammer Niedersachsen sind ausschließlich Kompensati-
onsmaßnahmen von Interesse, die in einem unmittelbaren landwirtschaftlichen 
Zusammenhang stehen, z. B. Extensivierung von bisher intensiv genutzten land-
wirtschaftlichen Flächen. Wir machen darauf aufmerksam, dass durch die Aus-
weisung von Kompensationsflächen die weiteren Entwicklungsmöglichkeiten 
landwirtschaftlicher Betriebe nicht eingeschränkt werden dürfen. 

Gegen das o. g. Vorhaben bestehen unsererseits keine Bedenken 

Beschluss Die Kompensation des Vorhabens soll im Kompensationsflächenpool Wyn-
hamster Kolk erfolgen. Es werden keine zusätzlichen landwirtschaftlichen Flä-
chen beansprucht. 

Es handelt sich beim vorgesehenen Kompensationsflächenpool um einen aner-
kannten, gemeindlichen Flächenpool, dessen Entwicklung (Abbruch eines ehema-
ligen landwirtschaftlichen Gebäudes und Aufwertung des Grundstücks und der 
umgebenden Flächen) langfristig planerisch und naturschutzfachlich gesichert ist. 
Beeinträchtigungen für die Landwirtschaft ergeben sich nicht. Die Zuweisung der 
Kompensationsfläche erfolgt im Zuge der Entwurfserarbeitung. Der Umweltbe-
richt und die Begründungen werden entsprechend fortgeschrieben (siehe hierzu 
auch Abschnitt E). 

8 Fernstraßen-Bundesamt, 05.03.2025 

Eingabe Das Fernstraßen-Bundesamt ist die zuständige Genehmigungs- und Zustim-
mungsbehörde (Zustimmung im Rahmen von Bau- und Genehmigungsverfahren) 
für anbaurechtlich relevante Nutzungen, in einem Abstand von 100 m entlang der 
Bundesautobahnen und in einem Abstand von 40 m entlang der Bundesstraßen, 
außerhalb der Ortsdurchfahrten der Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen i. 
S. d. § 9 Bundesfernstraßengesetz (FStrG). Für die vorbezeichneten Straßen 
nimmt die Autobahn GmbH des Bundes die Aufgaben des Trägers der Straßen-
baulast wahr und ist in Bau- und Genehmigungsverfahren neben dem Fernstra-
ßen-Bundesamt unabhängig von der Entfernung zum Straßenrand, bei einer mög-
lichen Betroffenheit als Träger öffentlicher Belange zu beteiligen. 

Bei der Durchführung von Bebauungsplan- und Flächennutzungsplanverfahrens, 
wie vorliegend bei der 34. Änderung Flächennutzungsplan u. Aufstellung Beb.-
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Plan 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bunde-West“, Ortschaft Bunde entfällt 
eine direkte Beteiligung des Fernstraßen-Bundesamtes. Gemäß § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 
12 InfrGG-BV erfolgt die Abgabe von Stellungnahmen zu Bebauungsplänen (§ 9 
Absatz 7 des Bundesfernstraßengesetzes) durch die Autobahn GmbH des Bundes. 
In diesen Verfahren ist daher zwingend die Autobahn GmbH des Bundes zu betei-
ligen. Diese nimmt die Belange des Trägers der Straßenbaulast als Träger öffent-
licher Belange wahr. Die Autobahn GmbH des Bundes gibt eine Gesamtstellung-
nahme mit interner Beteiligung des Fernstraßen-Bundesamtes unter Berücksich-
tigung der anbaurechtlichen Interessen ab. Entsprechend verweisen wir Sie hier-
mit ausdrücklich zuständigkeitshalber an die Autobahn GmbH des Bundes. 

Bitte richten Sie Ihren Antrag mit den erforderlichen Dokumententen zwingend 
an die Autobahn GmbH des Bundes. 

Beschluss Die Autobahn GmbH des Bundes wurde beteiligt. Es wird auf die Stellungnahme 
vom 03.04.2025 und den vorgenommenen Beschlussvorschlag verwiesen (TÖB 
Nr. 12). 

9 Sielacht Rheiderland, 06.03.2025 

Eingabe Gegen das o. g. Vorhaben bestehen seitens der Sielacht Rheiderland keine grund-
sätzlichen Bedenken. Das im weiteren Planungsverlauf aufzustellende Oberflä-
chenentwässerungskonzept ist mit der Sielacht Rheiderland abzustimmen. 

Beschluss Der Hinweis wird bei der Erstellung des Oberflächenentwässerungskonzepts be-
rücksichtigt. 

10 Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Emden, 12.03.2025 

Eingabe Die vorgelegte Planung zur Änderung Flächennutzungsplan u. Aufstellung Beb.-
Plan 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bunde-West“, Ortschaft Bunde habe ich 
zur Kenntnis genommen. 

Hinsichtlich der von hier aus zu betrachtenden Belangen des Immissionsschutzes 
bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Planung. 

Es ist im weiteren Verlauf des Planverfahrens eine schalltechnische Untersuchung 
zu erstellen, in der überprüft wird, ob bzw. welche Maßnahmen bei der Erweite-
rung des Gewerbegebiets zu berücksichtigen sind, um den Immissionsschutz für 
alle umliegenden relevanten Immissionsorte sicherzustellen. Vorbelastungen 
durch das Bestandsgebiet sowie ggf. durch Windenergieanlagen im Umfeld sind 
dabei zu berücksichtigen (Gewerbelärm). Um weitere Beteiligung im Verfahren 
wird gebeten. 

Beschluss Eine schalltechnische Untersuchung wurde erstellt. Im Bebauungsplan werden 
Festsetzungen zum Immissionsschutz aufgenommen: flächenbezogene Schall-
leistungspegel, und Lärmpegelbereiche zum Schutz vor einwirkendem Ver-
kehrslärm. Die Planunterlagen werden entsprechend fortgeschrieben. 

Es wurde eine schalltechnische Untersuchung unter Berücksichtigung der be-
nannten Aspekte erstellt. Die Vorbelastung wurde berücksichtigt bzw. ist auf-
grund der festgestellten niedrigen Wirkung der neuen Gewerbeflächen entspre-
chend der Regelungen der TA-Lärm nicht in Anwendung zu bringen. 

Hinsichtlich des Gewerbelärms kommt die Untersuchung zu dem Ergebnis, dass 
bei gewerbegebietstypischen Lärmemissionen (67,5 dB(A) tags / 52,5 dB(A) 
nachts) an den umliegenden Immissionsorten keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen entstehen. Die Werte werden als flächenbezogene Schallleistungspegel in 
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den Bebauungsplan aufgenommen. Die gewerbliche Nutzbarkeit der Flächen 
wird dadurch nicht beeinträchtigt. Eine interne Gliederung bzw. Abstufung ist 
nicht erforderlich. 

Zudem wird festgestellt, dass von der Autobahn so erhebliche Emissionen (Ver-
kehrslärm) ausgehen, dass Sicherungsmaßnahmen für schutzbedürftige Nutzun-
gen (Wohnräume, aber auch Büroflächen) erforderlich werden. Je nach Einwir-
kungshöhe werden Lärmpegelbereiche bestimmt, die in den Bebauungsplan 
übernommen werden. Mittels passiver Schallschutzmaßnahmen (Schallminde-
rungsleistung der Außenbauteile) können gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse sichergestellt werden. 

Die Planunterlagen werden ergänzt (Darlegung der Inhalte der Untersuchung, ih-
rer Ergebnisse in FNP und BPlan, zudem eine Abwägung zur Übernahme der vor-
geschlagenen Maßnahmen in den Bebauungsplan). Auf eine wortgenaue Wieder-
gabe der Änderungen wird an dieser Stelle aufgrund des Umfangs verzichtet. Das 
Kapitel 3.1 der Begründungen (B-Plan, FNP) und der Umweltbericht (Kapitel 2.1.8 
Schutzgut Mensch sowie untergeordnete Passagen zur Darlegung der Auswirkun-
gen der Planung) werden fortgeschrieben. Die in der schalltechnischen Untersu-
chung vorgeschlagenen Festsetzungen werden zeichnerisch und textlich in den 
Bebauungsplan übernommen. Für die Darstellungen des Flächennutzungsplans 
ergibt sich kein Anpassungsbedarf. 

11 Deutsche Telekom Technik GmbH, 21.03.2025 

Eingabe Die Telekom hat bezüglich der o. g. Bauleitplanung derzeit weder Anregungen 
noch Bedenken. 

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhande-
nen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Grün-
den (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommu-
nikationslinien jederzeit möglich ist. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bau-
ausführenden vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bau-
ausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom informieren 
(Internet: https://trassenauskunftkabel.telekom.de oder per Email: Planaus-
kunft.Nord@telekom.de). Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beach-
ten.  

Beschluss Ein allgemeiner Hinweis auf die Schutzbestimmungen der Leitungsbetreiber ist 
in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Die Stellungnahme betrifft die Ebene der Erschließungs- und Ausbauplanung. Die 
Belange des Leitungsschutzes sind jederzeit bei der Realisierung aller Bauvorha-
ben zu berücksichtigen. 

12 OGE / PLEdoc GmbH, 01.04.2025, 

Eingabe 

 
Von der Open Grid Europe GmbH (OGE), Essen, sind wir mit der Wahrnehmung 
ihrer Interessen im Rahmen der Bearbeitung von Fremdplanungsanfragen und öf-
fentlich-rechtlichen Verfahren beauftragt. Die uns per E-Mail zur Verfügung 
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gestellten Verfahrensunterlagen haben wir hinsichtlich der Belange der OGE ge-
prüft. Beigefügt erhalten Sie die Bestandsunterlagen (Bestands- und Kataster-
plan) der Ferngasleitung aus dem Nahbereich in denen wir den angezeigten Gel-
tungsbereich rot markiert haben. Im Katasterplan haben wir zur besseren Über-
sicht den asymmetrischen Schutzstreifenbereich in gelber Farbe angelegt. Wie 
der Eintragung in den Bestandsunterlagen zu entnehmen ist, verläuft die eingangs 
genannte Ferngasleitung mitsamt des asymmetrischen Schutzstreifens (10 m 
westlich und 5 m östlich der Trassenachse) außerhalb des Geltungsbereichs. Wir 
erheben daher gegen die 34. Änderung des Flächennutzungsplans und der Auf-
stellung des Bebauungsplans Nr. 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bunde-
West“ keine Einwände. 

Anlagen: Bestandsunterlagen 
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Beschluss Die Hinweise werden in die Begründungen übernommen. 

Bereits in Vorbereitung der Planung hatte die Gemeinde bei der PLEdoc Erkun-
dungen zu den gebietsnahen Leitungsverläufen eingeholt. Die hierzu in den Be-
gründungen aufgenommenen Informationen werden mit den Inhalten der Stel-
lungnahme sinngemäß wie folgt fortgeschrieben (Begründung FNP + Bebauungs-
plan, Kapitel 3.9, Unterpunkt Überörtliche Leitungstrassen): „Östlich des Plange-
biets verlaufen mehrere Leitungen, die auch im Regionalen Raumordnungspro-
gramm des Landkreises Leer dargestellt sind. Die Gemeinde hat eine Voranfrage 
bei den zuständigen Leitungsbetreibern gestellt. Mit Schreiben vom 19.08.2024 
teilt die PLEdoc GmbH mit, dass Anlagen der von ihr vertretenen Unternehmen 
von der Planung nicht betroffen sind. In einem mitgeschickten Lageplan sind eine 
Bestandsleitung (Pipeline) sowie der Trassenverlauf einer geplanten Pipeline öst-
lich des Plangebiets (vollständig außerhalb dessen Grenzen liegend) eingezeich-
net. 

Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung teilte die PLEdoc mit Schreiben vom 
01.04.2025 mit, dass die in diesem Bereich verlaufende Ferngasleitung mit Be-
gleitkabel 063000000, DN 1100 (Leitungsbetreiber: OEG) nach Prüfung vollstän-
dig außerhalb des Geltungsbereichs liegen. Auch die zugehörigen Schutzstreifen 
berühren das Plangebiet nicht. Gegen die Planung werden daher keine Einwände 
erhoben. 

[…] Nach Kenntnis der Gemeinde werden somit keine überörtlichen Leitungen vom 
Planvorhaben berührt. Zwischen den neu geplanten Bauflächen und den Leitungs-
verläufen liegt schon heute ein Graben, der mit den getroffenen Festsetzungen 
dauerhaft gesichert wird.“ 

13 Autobahn GmbH des Bundes, 03.04.2025 

Eingabe – Autobahn / 1 Der vorliegenden Festsetzung einer Gehölzbepflanzung bis an das Autobahn-
grundstück der A280 wollen wir widersprechen. Die Unterhaltung der Verkehrs-
anlagen (Straßen, Dämme, Brücken und sonstigen Bauwerke) und aller baulichen 
Nebenanlagen (Begleitgrün, Entwässerung, Wildschutzzäune etc.) müssen jeder-
zeit durch ausreichend breite Wege (in der Regel 5,00 m Breite) von Baufahrzeuge 
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der Autobahn erreichbar und befahrbar bleiben. Aus diesem Grunde fordern wir 
die aktuell vorhandene Zugänglichkeit weiterhin zu gewährleiten. Diese wäre 
auch für die Gemeinde bzw. der Eigentümer sinnvoll, da diese auch eine Ver-
kehrssicherungspflicht für die geplanten Pflanzungen → Stieleichen (welche sehr 
groß werden können) haben. Aus diesem Grunde bitten wir die Festsetzungen im 
B-Plan Nr. 02.42 zu ändern. Die Pflanzfläche sollte ca. 5,00 m von der A280 in 
Richtung Nordost verschoben werden. 

 

Beschluss Die zeichnerische Festsetzung des Anpflanzgebots wird so angepasst, dass pa-
rallel zur Autobahn ein 5 m breiter Streifen ausgespart wird. Die textliche Fest-
setzung wird angepasst. 

Die getroffenen Festsetzungen werden dahingehend angepasst, dass ein 5 m 
breiter Streifen von dem Anpflanzgebot ausgenommen wird. Dieser ist extensiv 
zu unterhalten, jedoch in einer solchen Weise, dass ein Befahren zu Unterhal-
tungszwecken grundsätzlich möglich bleibt (keine Bebauung, Zäune, größeren 
Gehölze usw.). Eine Ausweitung des Grünstreifens nach Nordosten, wie zeichne-
risch vorgeschlagen, wird nicht vorgenommen, um die geschaffenen Gewerbeflä-
chen nicht zu verkleinern. 

Die textliche Festsetzung § 6 wird sinngemäß wie folgt fortgeschrieben: „Die pri-
vaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Gehölzsaum“, die zudem als Flä-
che zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen fest-
gesetzt sind, sind mit standortgerechten, heimischen Laubgehölzen der nachste-
henden Pflanzliste zu bepflanzen. 

Es sind je angefangener 10 m, gemessen an der Grenze zum GE1, zwei Bäume der 
nachfolgenden Pflanzliste zu pflanzen (Heister, 2x verpflanzt, 1,5- 2,0 m). Die 
Bäume sind zweireihig versetzt zueinander anzuordnen, mit einem Abstand von 
mindestens 10 m innerhalb der Reihe und mindestens 5 m zwischen den Reihen. 
Zusätzlich sind in mindestens fünf Reihen, in einem Abstand von maximal 2 m in 
und zwischen den Reihen, Sträucher (Pflanzhöhe mindestens 60 cm) zu pflanzen. 
Das Pflanzgebot ist vom jeweiligen Grundstückseigentümer spätestens nach bau-
licher Inanspruchnahme der zugehörigen Baugrundstücke in der darauffolgenden 
Pflanzperiode vorzunehmen. Abgänge sind durch Nachpflanzungen spätestens bis 
zur nächsten Vegetationsperiode zu ersetzen. Die nicht bepflanzten Teile der 
Grünfläche sind extensiv zu unterhalten. Der fünf Meter breite Streifen am westli-
chen Rand der Grünfläche, der vom Pflanzgebot ausgenommen ist, ist in solcher 
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Weise zu unterhalten, dass im Bedarfsfall ein Befahren zu Unterhaltungszwecken 
möglich ist. Bauliche Anlagen dürfen innerhalb der Fläche nicht errichtet werden. 
Die Anlage von Zäunen ist nur an der östlichen Grenze zulässig (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a 
BauGB).“ (Hinweis: siehe hierzu auch den Beschlussvorschlag zur Eingabe TÖB Nr. 
1 des Landkreises Leer / LK 3). 

Bezüglich der Ergänzung der Befahrbarkeit zu Unterhaltungszwecken wird auf die 
Eingabe der Autobahn GmbH und den dortigen Beschlussvorschlag verwiesen. 

In der Begründung des Bebauungsplans wird in Kapitel 4.1 sinngemäß folgende 
Ergänzung vorgenommen: „Am westlichen Gebietsrand, parallel zur Autobahn, 
wird eine 20 m breite private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Gehölz-
saum“ festgesetzt. Mit Ausnahme eines 5 m breiten Streifens entlang der westli-
chen Grenze der Fläche wird diese auch als Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ausgewiesen. Der Bereich ist mit Gehöl-
zen zu bepflanzen, um gegenüber der Autobahn einen einfassenden Grünsaum 
herzustellen. Damit wird die Wirkung auf das Orts- und Landschaftsbild abgemin-
dert und die ansonsten ggf. störende Wirkung der großen Gewerbebauten be-
grenzt. Auch werden so optische Störungen gegenüber der Autobahn minimiert. 
Die zu verwendenden Pflanzen sind per Pflanzliste bestimmt und auf die Vorgaben 
des Nachbarplans abgestimmt. Der fünf Meter breite Streifen ist extensiv zu be-
grünen, aber so zu unterhalten, dass eine Befahrbarkeit zu Unterhaltungszwecken 
gewährleistet ist. Hierzu wird explizit klargestellt, dass innerhalb der Grünfläche 
keine baulichen Anlagen zulässig sind. Auch Zäune dürfen nur am östlichen Rand 
der Fläche, in Abgrenzung zu den angrenzenden Gewerbelagen, errichtet werden. 
Die Gemeinde folgt mit dieser Festsetzung den Hinweisen der Autobahn GmbH, 
um einem zu dichten Heranrücken von hochwachsenden Pflanzen an die westlich 
gelegene A 280 vorzubeugen. Die Wirkung der Eingrünung wird dadurch nicht ge-
mindert.“ 

Eine Anpassung der Ausgleichsrechnung wird in diesem Zuge nicht erforderlich. 
Die Festsetzungen zur Zahl der zu pflanzenden Gehölze wird nicht angepasst. Sie 
kann auch innerhalb des 15 m breiten Streifen realisiert werden. Naturschutz-
fachlich ergeben sich keine nachteiligen Auswirkungen. Der Umweltbericht wird 
hinsichtlich der Ausführungen zum Pflanzstreifen redaktionell angeglichen. 

 

Eingabe – Autobahn / 2 Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen 

Die Festsetzungen des § 9 FStrG (Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen) 
sind zu beachten. Innerhalb der 40 m Anbauverbotszone dürfen keine Hochbau-
ten errichtet oder Abgrabungen bzw. Aufschüttungen größeren Umfangs durch-
geführt werden. Abweichungen bedürfen einer Genehmigung des Fernstraßen-
Bundesamtes (FBA). 

Des Weiteren wird eine Genehmigung des FBA benötigt, wenn bauliche Anlagen 
bis zu 100 m Entfernung längs der Autobahn errichtet werden. Die Darstellung 
der Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen ist in den einzureichenden 
Planungsunterlagen mit vorzusehen. 

Durch den Bau, die Nutzung und Unterhaltung des o.g. Bauvorhabens darf die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der A280 nicht beeinträchtigt wer-
den. Bei den geplanten Wasserhaltungsarbeiten sind Setzungen oder Böschungs-
brüchen an der Autobahntrasse zu vermeiden. Dem Straßenbaulastträger obliegt 
die Verkehrssicherungspflicht auf öffentlichen Straßen. Alle Verkehrsteilnehmer, 
die diese zweckgebunden nutzen, sind vor Gefahren zu schützen. 
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Alle Arbeiten im Bereich der Autobahn sind mit der Autobahn GmbH und der Au-
tobahnmeisterei (AM) abzustimmen. Im Bereich der Böschung liegen neben den 
bekannten AUSA-Kabeln und LWL weitere Leitungstrassen anderer Versorgungs-
träger. Auch aus diesem Grunde wäre ein Baumpflanzung im Nahbereich der 
A280 eher nicht sinnvoll. 

Verkehrsbehördliche Abstimmung: 

Sollte es im Rahmen der Baumaßnahme erforderlich werden Verkehrsflächen 
bzw. Straßenraum einzuschränken, so ist gem. § 45 der Straßenverkehrsordnung 
(StVO) bei der Straßenbaubehörde/Funktionalen Straßenverkehrsbehörde zur 
Durchführung der Arbeiten ein verkehrsrechtlicher Antrag mindestens 4 Wochen 
vor Beginn der Maßnahme zu stellen. Sollte der Verkehrsraum der BAB nur kurz-
fristig betreten werden, so ist eine Ausnahmegenehmigung gem. § 46 (2) StVO 
bei der zuständigen Funktionalen Verkehrsbehörde zu beantragen. Die Betre-
tungsgenehmigung inkl. verkehrsrechtlichen Anordnungen ist durch den Antrag-
steller einzuholen. Wir bitten darum, die vorstehend genannten Belange bei der 
weiteren Planung zu berücksichtigen und uns am Fortgang des Verfahrens zu be-
teiligen. Für Rückfragen und bei neuen Erkenntnissen steht die Autobahn GmbH 
jederzeit für eine Abstimmung zur Verfügung. 

Beschluss Die Anforderungen sind in den Planunterlagen berücksichtigt. Klarstellend wer-
den die Hinweise in die Begründung des Bebauungsplans übernommen. 

Die 40 m tiefe Anbauverbotszone ist in der Planzeichnung zeichnerisch ausgewie-
sen. Die Festsetzung der autobahnnahen Baugrenze verläuft auf ebenjener Linie. 
Ein näheres Heranrücken von Baukörpern an die Autobahn ist damit ausgeschlos-
sen. Außerhalb der Baugrenzen ist auch die Errichtung von Nebenanlagen, Gara-
gen und Carports ausgeschlossen. Die 100 m tiefe Anbaubeschränkungszone ist 
zeichnerisch im Plan ausgewiesen. Im benachbarten Gebiet war die Genehmigung 
von Bauvorhaben in diesem Bereich möglich, wie die vorhandene Gewerbebe-
bauung zeigt, weshalb die Gemeinde davon ausgeht, dass dies auch innerhalb der 
Erweiterungsfläche umsetzbar ist. 

Die Hinweise zur erforderlichen Abstimmung werden berücksichtigt, sofern Maß-
nahmen vorgesehen werden, die unter die beschriebenen Vorbehalte fallen. Ein 
allgemeiner Hinweis zum Leitungsschutz ist in die Planzeichnung aufgenommen. 
Es ist zum Planungsstand nicht erkennbar, dass Einschränkungen des Straßen-
raums der A 280 zur Realisierung der Planziele notwendig werden. 

In der Begründung des Bebauungsplans (Kapitel 3.10, Unterpunkt Externe Er-
schließung) wird sinngemäß folgender Passus ergänzt: „Mit Schreiben vom 
03.04.2025 weist die Autobahn GmbH des Bundes darauf hin, dass durch den Bau, 
die Nutzung und Unterhaltung der mit der Planung ermöglichten Bauvorhaben die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der A280 nicht beeinträchtigt werden 
darf. Es ist darauf zu achten, dass bei den geplanten Wasserhaltungsarbeiten Set-
zungen oder Böschungsbrüche an der Autobahntrasse vermieden werden. Dem 
Straßenbaulastträger obliegt die Verkehrssicherungspflicht auf öffentlichen Stra-
ßen. Alle Verkehrsteilnehmer, die diese zweckgebunden nutzen, sind vor Gefahren 
zu schützen. Alle Arbeiten im Bereich der Autobahn sind mit der Autobahn GmbH 
und der Autobahnmeisterei (AM) abzustimmen. Im Bereich der Böschung verlau-
fen Leitungstrassen. Sollte es im Rahmen von Baumaßnahmen erforderlich wer-
den, Verkehrsflächen bzw. Straßenraum einzuschränken, so ist gem. § 45 der Stra-
ßenverkehrsordnung (StVO) bei der Straßenbaubehörde/Funktionalen Straßen-
verkehrsbehörde zur Durchführung der Arbeiten ein verkehrsrechtlicher Antrag 
mindestens 4 Wochen vor Beginn der Maßnahme zu stellen. Sollte der 
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Verkehrsraum der BAB nur kurzfristig betreten werden, so ist eine Ausnahmege-
nehmigung gem. § 46 Abs. 2 StVO bei der zuständigen Funktionalen Verkehrsbe-
hörde zu beantragen. Die Betretungsgenehmigung inkl. verkehrsrechtlichen An-
ordnungen ist durch den Antragsteller einzuholen.“ 

14 Wasserversorgungsverband Rheiderland, 04.04.2025 

Eingabe – WVV / 1 Parallel zur geplanten Erweiterung und an der nordöstlichen Seite befindet sich 
die Haupttrinkwasserleitung DN 150 zur Versorgung des Gewerbegebietes und 
des nördlichen Versorgungsgebietes. 

Diese Leitung wurde 2016 verlegt und ist mit den Gasfernnetzbetreibern abge-
stimmt und parallel zu den Gasleitungen verlegt worden, um eine Einspeisung mit 
größerer Dimension in das Gebiet realisieren zu können. Anm.: In diesem Zuge ist 
auch eine Telekomleitung in unserer Trasse mitverlegt worden. Die Leitung darf 
nicht überbaut werden und sollte mit einer Grunddienstbarkeit im Bereich der 
Grundstücke abgesichert werden um Unterhaltungs- oder Instandhaltungsarbei-
ten ausführen zu können. Wenn eine Umlegung gewünscht wird, geht dies zu Las-
ten des Veranlassers der Erweiterung. 

Das geplante Baugebiet kann von dem bereits erschlossenen Teil des „Gewerbe-
gebiet Bunde- West“ versorgt werden. 

Anlage: Rohrnetzplan Bunde, Erweiterung Industriegebiet 

 

Beschluss Die Leitungen sind mit ihrer Lage innerhalb der öffentlichen Grünflächen dau-
erhaft geschützt. Zur Klarstellung wird der Sachverhalt in die Begründung auf-
genommen und der Hinweis zum Leitungsschutz fortgeschrieben. 

In der Begründung des Bebauungsplans wird in Kapitel 3.9, Unterpunkt techni-
sche Erschließung, sinngemäß folgende Ergänzung vorgenommen: „Die Wasser-
versorgung des Plangebietes ist durch Anschluss an das Netz des Wasserversor-
gungsverbandes Rheiderland gesichert. Mit Schreiben vom 04.04.2025 teilt der 
Wasserversorgungsverband mit, dass das Gebiet vom bereits erschlossenen Ge-
werbegebiets Bunde-West aus versorgt werden kann. Ferner wird darauf hinge-
wiesen, dass im Bereich des nördlichen und westlichen Grabens eine 
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Haupttrinkwasserleitung DN 150 befindet. Diese ist schon heute in den Seiten-
streifen des Grabens verlegt. Der Bereich wird im Bebauungsplan als öffentliche 
Grünfläche „Gewässerrandstreifen“ gesichert. Die hier gelegenen Gräben werden 
in ihrer heutigen Lage und Dimension erhalten, so dass sich auch für die Wasser-
leitungen keine Veränderungen ergeben. Bei Räumarbeiten sind die Belange des 
Leitungsschutzes zu berücksichtigen.“ 

Der Hinweis zum Leitungsschutz auf der Planzeichnung des Bebauungsplans wird 
sinngemäß wie folgt fortgeschrieben: „Leitungsbetreiber – Die Schutzbestimmun-
gen der Leitungsträger sind zu beachten. Es sind frühzeitig vor Baubeginn Abstim-
mungen mit den Leitungsträgern herbeizuführen. Parallel zum nördlichen und öst-
lichen Bestandsgraben verläuft innerhalb der öffentlichen Grünfläche eine Haupt-
wasserleitung DIN 150. Bei Unterhaltungsarbeiten am Graben ist der Schutz die-
ser Leitung jederzeit sicherzustellen.“ 

 

Eingabe – WVV / 2 Für die Löschwasserversorgung ist maximal der Grundschutz mit 48 m3/h (~800 
I/min) anzusetzen, dies sollte bei den Planungen berücksichtigt werden. Wenn Sie 
genauere Angaben zu den Löschwassermengen benötigen, bitten wir um eine 
kurze Mitteilung. 

Beschluss Die Ausführungen zur Löschwasserversorgung werden in der Begründung des 
Bebauungsplans fortgeschrieben. 

Folgender Passus wird sinngemäß in der Begründung des Bebauungsplans, Kapi-
tel 3.9, Unterpunkt Technische Ver- und Entsorgung aufgenommen: „Der Brand-
schutz wird als Grundschutz i. d. R. über die öffentliche Trinkwasserversorgung 
sichergestellt. Mit Schreiben vom 04.04.2025 teilt der Wasserversorgungsverband 
Rheiderland mit, dass auf diesem Wege ein maximaler Grundschutz von 48 m³/h 
(entspricht rd. 800 l/min) angesetzt werden kann. Die Gemeinde wird bei ihrer 
Ausbauplanung prüfen, ob diese Löschwassermenge für das geplante Gewerbe-
gebiet ausreicht oder ob zusätzliche Entnahmestellen (z. B. Löschwasserbrunnen 
vorgesehen werden müssen. Hierfür stünden z. B. im Straßenseitenraum, im Be-
reich des Wendehammers oder auch in den öffentlichen Grünflächen ausreichend 
dimensionierte Flächen zur Verfügung. Bei individuell höherem Bedarf müssen die 
Gewerbetreibenden ggf. selbst auf ihrem Grundstück geeignete Löschwasserent-
nahmestellen vorhalten. Dies kann abschließend nur auf Vorhabenebene erfolgen. 
Der Brandschutz kann sichergestellt werden.“ 

15 Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH, 17.03.2025 

Hinweis: Von der Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH sind zwei separate Stellungnahmen, 
beide datiert auf den 17.03.2025 eingegangen. Beide sind nachfolgend wiedergegeben. 

Eingabe – Vodafone / 1 

1. Schreiben 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH 
gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im 
Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Unterneh-
mens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits der-
zeit nicht geplant. 

Beschluss Kenntnisnahme. 

 

Eingabe – Vodafone / 2 

2. Schreiben 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH 
gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im 
Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres 
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Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unserer-
seits derzeit nicht geplant. 

Im Rahmen der Gigabitoffensive investiert Vodafone in die Versorgung des Lan-
des mit hochleistungsfähigen Breitbandanschlüssen und damit den Aufbau und 
die Verfügbarkeit von Netzen der nächsten Generation - Next Generation Access 
(NGA)-Netzen. 

In Anbetracht der anstehenden Tiefbauarbeiten möchten wir hiermit unser Inte-
resse an einer Mitverlegung von Leerrohren mit Glasfaserkabeln bekunden. Um 
die Unternehmung bewerten zu können, benötigen wir Informationen hinsicht-
lich Potenzial und Kosten. 

Deshalb bitten wir Sie uns Ihre Antwort per Mail an greenfield.gewerbe@voda-
fone.com zu senden und uns mitzuteilen, ob hierfür von Ihrer Seite Kosten anfal-
len würden. Für den Fall, dass ein Kostenbeitrag notwendig ist, bitten wir um eine 
Preisangabe pro Meter mitverlegtes Leerrohr. Des Weiteren sind jegliche Infor-
mationen über die geplante Ansiedlung von Unternehmen hilfreich (zu bebau-
ende Fläche, Anzahl Grundstücke, Anzahl Unternehmen, etc.). In Abhängigkeit 
von der Wirtschaftlichkeit der Glasfaserverlegung können wir somit die Telekom-
munikationsinfrastruktur in Ihrer Gemeinde fit machen für die Gigabit-Zukunft. 
Wir freuen uns darüber, wenn Sie uns zudem einen Ansprechpartner mitteilen 
würden, bei dem wir uns im Anschluss melden können. 

Beschluss Die Gemeinde wird bei Bedarf rechtzeitig die Abstimmung zur Erschließung mit 
Telekommunikationsanlagen suchen. 

Die Stellungnahme hat keine Auswirkungen auf die Inhalte der Bauleitplanung. 

E Änderungen / Ergänzungen durch Politik, Verwaltung, Planer 

 

Politik Keine. 

Verwaltung / Planer Schalltechnische Untersuchung 

Die schalltechnische Untersuchung zeigt auf, dass gewerbetypisches Emissions-
verhalten nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen der umliegenden Wohnlagen 
führt. Es werden flächenbezogene Schallimmissionspegel von 67,5 dB(A) am Tag 
und 52,5 dB(A) in der Nacht festgesetzt, eine interne Gebietsgliederung ist nicht 
erforderlich. 

Aufgrund des einwirkenden Lärms der Autobahn werden zudem Lärmpegelberei-
che definiert, die in den Bebauungsplan übernommen werden. Die Außenbauteile 
schutzbedürftiger Räume müssen entsprechende Schallminderungsqualitäten 
aufweisen, um gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sicherzustellen. Terrassen 
und ähnliche Aufenthaltsbereiche sind auf den autobahnnahen Flächen vor Lärm 
zu schützen. 

Die aufgezeigten Maßnahmen werden in den Bebauungsplan aufgenommen. Es 
ergeben sich dadurch keine Nutzungseinschränkungen für das Gewerbegebiet. 

Die Inhalte des Gutachtens werden in die Begründungen und den Umweltbericht 
übernommen (siehe hierzu auch Beschlussvorschlag zur Stellungnahme des Land-
kreises LK / 6 bzw. zur Stellungnahme des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamts Em-
den). 

Baugrunduntersuchung 

Die Ergebnisse der vorgenommenen Baugrunduntersuchung werden im Umwelt-
bericht ergänzt. Sinngemäß wird folgender Passus in Kapitel 2.1.4 aufgenommen: 
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„Bestand – Die Gemeinde hat eine Baugrunduntersuchung vornehmen lassen, die 
die im Plangebiet anstehenden Böden beschreibt. Hierfür wurden insgesamt 14 
Rammkernsondierbohrungen bis zu einer Tiefe von 5 m unter Geländeoberkante 
(GOK) abgeteuft. Die Grundwasserstände wurden im offenen Bohrloch eingemes-
sen. 

Die Untersuchung beschreibt den angetroffenen Bodenaufbau wie folgt: Unter ei-
ner 15-50 cm mächtigen Oberbodenschicht aus sandigem, humosen Schluff steht 
natürlich gelagerter Klei aus feinsandigem, tonigen Schluff an. Teilweise ist dieser 
von einer Torfschicht unterlagert (0,1-1,1 m), wobei die Mächtigkeit der Torf-
schicht Richtung Westen zunimmt. Unter dem Torf folgt bis zur Endteufe stark mit-
telsandiger Feinsand. An wenigen Bohrungen wird der Feinsand von Lauenburger 
Ton – schwach feinsandiger, schluffiger Ton – unterlagert. Der natürlich gelagerte 
Klei und der Lauenburger Ton können in ihrer Konsistenz als steif bezeichnet wer-
den. Der Feinsand kann dem Bohrfortschritt nach als dicht gelagert bezeichnet 
werden. 

Unterirdisches Wasser wurde im bei Durchführung der Arbeiten im April 2025 als 
Schichtenwasser im Klei in einer Tiefe von 0,9-1,6 m (entsprechend -1,10-1,61 m 
NHN) angetroffen. Die Untersuchung merkt an, dass sich in niederschlagreichen 
Zeiten auf dem wenig durchlässigen Klei Stauwasser bis zur Oberkante des Gelän-
des bilden kann.“ 

Bezüglich der punktuell festgestellten Torfschichten wird sinngemäß folgender 
Passus bei der Beschreibung der Klimafunktion ergänzt: „Die punktuell bei der 
Baugrunduntersuchung angetroffenen Torflinsen machen keine wesentlich abwei-
chende Bewertung erforderlich. Es handelt sich um wenig mächtige Schichten, de-
nen keine erhöhte Bedeutung als Kohlenstoffspeicher zuzusprechen ist.“ 

Bei der Darlegung der Vermeidungsmaßnahmen wird sinngemäß folgender Pas-
sus ergänzt: „In der vorliegenden Baugrunduntersuchung wird eine genaue Be-
schreibung der im Gebiet angetroffenen Böden vorgenommen und Hinweise zum 
Umgang mit diesen im Falle einer Bebauung bzw. von Bodenarbeiten gegeben. 
U. a wird angeraten, in zu bebauenden Bereichen einen Bodenaustausch bis auf 
den anstehenden Feinsand vorzunehmen. Die Hinweise des Berichts sollen bei al-
len Bodenarbeiten berücksichtigt werden. Individuell ist zu prüfen, in wieweit wei-
tere Erkundungen notwendig sind, um die kleinteiligen Bodenverhältnisse vorha-
bengenau im erforderlichen Detaillierungsgrad zu ermitteln.“ 

Die Ergebnisse der Baugrunduntersuchung machen keine inhaltlichen Verände-
rungen des Plans erforderlich. 

Bodenschadstoffe 

Die im Zuge der Baugrunduntersuchung ergänzend vorgenommene Untersu-
chung auf Bodenschadstoffe und das Vorkommen sulfatsaurer Böden erbrachte 
keine Ergebnisse. Die Ergebnisse werden in die Planunterlagen übernommen 
(siehe hierzu auch Beschlussvorschlag zur Stellungnahme des Landkreises LK / 8). 

Kampfmittel 

Die Gemeinde hat eine Luftbildauswertung durchführen lassen. Nachdem diese 
Hinweise auf einen Splittergraben im Gebiet ergab, wurde ein Sondierung der be-
troffenen Teilfläche veranlasst. Dabei wurden keine Kampfmittel im Gebiet ange-
troffen. Die Begründung (FNP und B-Plan) wird hierzu in Kapitel 3.11 sinngemäß 
wie folgt fortgeschrieben: „Kampfmittel – Die Gemeinde hat beim Kampfmittel-
beseitigungsdienst eine Luftbildauswertung durchführen lassen. Mit Schreiben 
vom 26.08.2025 wurde für den Großteil des Plangebiets „kein Handlungsbedarf“ 
mitgeteilt. Für eine Teilfläche am nordöstlichen Gebietsrand wird jedoch eine 
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Sondierung empfohlen, da hier aufgrund eines erkannten Splittergrabens ein be-
gründeter Verdacht auf Kampfmittel besteht. 

Abb. Ergebniskarte Luftbildauswertung 

 
Die Gemeinde hat daraufhin eine Sondierung der Teilfläche durchführen lassen. 
Mit Sonderbericht vom 26.09.2025 wurden 19 Einzelverdachtspunkte identifiziert 
(Bitek Bergungsdienst GmbH: Kurzbericht/Dokumentation Kampfmittelräumung 
Bunde West, 26831 Bunde, 26.09.2025). Am 05.12.2025 fand eine Räumung die-
ser Verdachtspunkte statt. Dabei wurden keine Kampfmittel gefunden. Weitere 
Hinweise auf Kampfmittel liegen nicht vor. Es wird die Kampfmittelfreiheit des Ge-
biets bescheinigt (Bitek Bergungsdienst GmbH, Bestätigung der Kampfmittelfrei-
heit nach DIN 18299 und 18323 VOB/C, Projekt-Nr. BITEK 0067-25 / LGLN RS Nr. 
RS-2025-02477). 

Nach den durchgeführten Arbeiten bestehen für das Plangebiet keine Hinweise 
mehr auf mögliche Kampfmittelvorkommen. Zufallsfunde können allerdings nie 
ausgeschlossen werden. Ein allgemeiner Hinweis zum Verhalten bei möglichen 
Kampfmittelfunden ist in die Planzeichnung aufgenommen.“ 

Oberflächenentwässerung 

Es wurde ein Oberflächenentwässerungskonzept erstellt, das aufzeigt, wie anfal-
lendes Niederschlagswasser im Plangebiet in den natürlichen Wasserkreislauf zu-
rückgeführt werden kann. Es zeigt sich, dass eine Versickerung auf den Baugrund-
stücken im Plangebiet aufgrund der Untergrundverhältnisse (Böden, Grundwas-
serspiegel) nicht realisiert werden kann. Stattdessen soll das Grundwasser über 
ein Regenrückhaltebecken gesammelt und dann gedrosselt abgeleitet werden. 
Eine entsprechende öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Regen-
rückhaltebereich wird in die Planzeichnung aufgenommen. Dies führt zu einer 
Verkleinerung des nördlichen Gewerbegebiets GE 1. In der Begründung zum Be-
bauungsplan werden die Darlegungen des Oberflächenentwässerungskonzepts 
ergänzt, der Umweltbericht wird gleichermaßen fortgeschrieben. Im Flächennut-
zungsplan sind aufgrund der Parzellenunschärfe keine Anpassungen erforderlich. 
Mit dieser Festsetzung ist auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung sicherge-
stellt, dass die Belange der Oberflächenentwässerung im Plangebiet flächenhaft 
untergebracht und technisch realisiert werden können. Die Detailplanung bis hin 



 
 

Gemeinde Bunde 

34. Änderung des Flächennutzungsplanes 
Bebauungsplan Nr. 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bund-West“ 
Abwägungen der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung 

 
 

36 von 38 

 

zur Ebene der wasserrechtlichen Genehmigungen erfolgt wie in diesem Fällen üb-
lich auf der der Bauleitplanung nachgelagerten Ausbauplanungs- und Realisie-
rungsebene. 

Bisher war vorgesehen, am südlichen Rand der Flächen einen durchgehenden 
neuen Graben anzulegen, der die Gewerbeflächen und die angrenzenden land-
wirtschaftlichen Flächen trennt. Nach dem vorliegenden Entwässerungskonzept 
ist dieser Graben nicht mehr erforderlich. Die hier im Plan festgesetzte öffentliche 
Grünfläche (bisherige Zweckbestimmung „Gewässerrandstreifen“) soll jedoch 
weiterhin vorgesehen bleiben. Ihre Zweckbestimmung wird in „Grünsaum (Unter-
haltung, Leitungen)“ geändert. 

In Kapitel 4.1 des Bebauungsplans wird die erläuternde Beschreibung der öffent-
lichen Grünflächen sinngemäß wie folgt fortgeschrieben: „Am nördlichen und öst-
lichen und südlichen Gebietsrand werden öffentliche Grünflächen mit der Zweck-
bestimmung „Gewässerrandstreifen“ ausgewiesen. Im Norden und Osten Sie die-
nen diese dem dauerhaften Erhalt der dort vorhandenen Gräben einschließlich ih-
rer begleitenden Räumstreifen. Am südlichen Rand wird ebenfalls eine solche Flä-
che festgesetzt, da hier ein neuer Grenzgraben zur benachbarten Fläche angelegt 
werden soll. Die Flächen weisen eine Breite von 10 m (einschließlich Bestandsgrä-
ben) bzw. 5 m (Geplante Neuanlegung) auf. 

In Verlängerung der Planstraße wird eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbe-
stimmung „Verkehrsgrün“ angelegt […]. 

Am südlichen Gebietsrand wird eine 5 m breite öffentliche Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung „Grünsaum (Unterhaltung, Leitungen)“ festgesetzt. Sie bildet 
einen in öffentlicher Hand verbleibenden Saum zwischen Gewerbegebiet und den 
landwirtschaftlichen Flächen aus. Hier können bei Bedarf Leitungen, insb. zum An-
schluss der westlichen Gewerbeflächen an das Regenrückhaltebecken, unterge-
bracht werden. Zudem kann über die Parzelle im Bedarfsfall der Grünsaum an der 
Autobahn erreicht werden. 

Am südöstlichen Rand des Plangebiets wird eine öffentliche Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung „Regenrückhaltebereich“ festgesetzt. Diese dient der Anlage 
eines Rückhaltebeckens entsprechend der Berechnungen des Entwässerungskon-
zepts, einschließlich umlaufender Räumstreifen. Alle für die Oberflächenentwäs-
serung erforderlichen Maßnahmen dürfen innerhalb dieser Fläche umgesetzt wer-
den. 

Eigenständige textliche Festsetzungen sind für diese öffentlichen Grünflächen 
nicht erforderlich. Mit den gewählten Zweckbestimmungen ist der Nutzungszweck 
klar definiert. Die öffentlichen Flächen verbleiben im Besitz der öffentlichen Hand. 
Die Gemeinde wird Zuge des ordnungsgemäßen öffentlichen Handelns sicherstel-
len, dass nur dem Nutzungszweck entsprechende Flächennutzungen vorgenom-
men werden.“ 

In der Begründung werden in Hinblick auf den nicht mehr vorgesehenen Graben 
am südlichen Gebietsrand weitere kleine, redaktionelle Korrekturen vorgenom-
men, die ohne inhaltliche Auswirkung auf die Planung bleiben. 

Die textliche Festsetzung zum Geh-, Fahr- und Leitungsrecht wird sinngemäß wie 
folgt präzisiert: „Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht wird zugunsten der Bewirt-
schaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen und zur Unterhaltung 
der öffentlichen Grünflächen ausgesprochen. Es dürfen Leitungen zum Anschluss 
an das Regenrückhaltebecken verlegt werden, zur Unterhaltung dieser Leitungen 
darf die Fläche jederzeit betreten und befahren werden (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB).“ 
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(siehe hierzu auch die Eingabe des Landkreises LK / 12 und die zugehörige Be-
schlussempfehlung in diesem Dokument) 

Fortschreibung der Eingriffsbilanzierung und Zuweisung des Wertdefizits zum 
gemeindlichen Flächenpool Wynhamster Kolk 

In Folge der leicht veränderten Flächenabgrenzungen (Grünflächen, Rückhaltung, 
Versorgungsfläche) wird die Eingriffsbilanzierung überarbeitet. Es wird ein Ein-
griffsdefizit in Höhe von 25.700 Wertpunkten errechnet, das dem gemeindlichen 
Flächenpool Wynhamster Kolk zugewiesen wird. Der Umweltbericht wird hierzu 
fortgeschrieben. 

F Zusammenfassung der Auswirkungen auf die Planung infolge aller Eingaben aus der Veröffentlichung 

 

Planzeichnung FNP Keine. 

Begründung FNP • Übernahme der Ausführungen der schalltechnischen Untersuchung, 

• Fortschreibung der Ausführungen zu landwirtschaftlichen Gerüchen, 

• Übernahme der Ergebnisse der Prospektion (keine Funde / Befunde), 

• Übernahme der Untersuchungsergebnisse zu sulfatsauren Böden und Bo-
denschadstoffen, 

• Hinweise zu möglichen Kampfmittelvorkommen und einer vorgenommenen 
Sondierung und Räumung, 

• Ausführungen zum Ausgleich / Zuweisung Flächenpool Wynhamster Kolk, 

• Erweiterte Abwägung zu den Belangen der Landwirtschaft (Ertragsfähigkeit), 

• Fortschreibung der Ausführungen zum Leitungsschutz, 

• Klarstellende Korrektur der Ausführungen zum Hochwasserschutz. 
 

Planzeichnung BPlan • Zeichnerische Festsetzung einer Fläche für Versorgungsanlagen: Elektrizität, 

• Übernahme der Festsetzungen zum Schallschutz (textliche Festsetzung § 8; 
zeichnerische Festsetzung flächenbezogener Schallemissionskontingente und 
Lärmpegelbereiche), 

• Fortschreibung der textlichen Festsetzung § 6 (Pflanzgebot innerhalb privater 
Grünfläche) / zeichnerische Anpassung der Fläche mit Pflanzgebot, 

• Fortschreibung der textlichen Festsetzung § 7 (Geh-, Fahr- und Leitungsrecht) 

• Aufnahme eines Regenrückhaltebeckens entsprechend der Empfehlungen des 
Oberflächenentwässerungskonzepts, 

• Aufnahme eines Hinweises zur Teilüberplanung des Bebauungsplans Nr. 02.23 
und auf den § 178 BauGB (Umsetzung von Pflanzgeboten), 

• Fortschreibung der Hinweise zum Leitungsschutz (Wasserleitung im Gewäs-
serrandstreifen des Grabens) und zum möglichen Vorkommen von sulfatsau-
ren Böden. 

Begründung BPlan • Übernahme der Ausführungen der schalltechnischen Untersuchung; Darle-
gung der abgeleiteten Festsetzungen, 

• Fortschreibung der Ausführungen zu landwirtschaftlichen Gerüchen, 

• Übernahme der Ergebnisse der Prospektion (keine Funde / Befunde), 

• Übernahme der Untersuchungsergebnisse zu sulfatsauren Böden und Bo-
denschadstoffen, 
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• Hinweise zu möglichen Kampfmittelvorkommen und einer vorgenommenen 
Sondierung und Räumung, 

• Ausführungen zum Ausgleich / Zuweisung Flächenpool Wynhamster Kolk, 

• Erweiterte Abwägung zu den Belangen der Landwirtschaft (Ertragsfähigkeit), 

• Fortschreibung der Ausführungen zum Leitungsschutz; zur Wasserversorgung; 
zum Brandschutz, 

• Ausführungen zur Festsetzung einer Fläche für Versorgungsanlagen: Elektrizi-
tät als Standort für eine Trafostation, 

• Übernahme der Ergebnisse des Oberflächenentwässerungskonzepts, 

• Klarstellende Korrektur der Ausführungen zum Hochwasserschutz, 

• Fortschreibung der Erläuterung zur textlichen Festsetzung § 6 (Pflanzgebot in-
nerhalb privater Grünfläche / Unterhaltsweg ggü. der Autobahn), 

• Konkretisierung der Begründung zur textlichen Festsetzung § 7 (Geh-, Fahr- 
und Leitungsrecht), 

• Übernahme von Hinweisen zur Lage des Plangebiets im Nahbereich der A 280. 
 

Umweltbericht  
zu beiden Planstufen 

• Übernahme der Ausführungen der schalltechnischen Untersuchung, 

• Fortschreibung der Ausführungen zu landwirtschaftlichen Gerüchen, 

• Fortschreibung zur Oberflächenentwässerung entsprechend Oberflächenent-
wässerungskonzept, 

• Übernahme der Ergebnisse der Prospektion (keine Funde / Befunde), 

• Fortschreibung der Eingriffsbilanzierung (Neuaufnahme einer Fläche für Ver-
sorgungsanlagen), 

• Zuweisung des gemeindlichen Flächenpools Wynhamster Kolk, 

• Übernahme der Untersuchungsergebnisse zu sulfatsauren Böden und Bo-
denschadstoffen, 

• Redaktionelle Fortschreibung / Anpassung entsprechend der geänderten Pla-
ninhalte. 

------ 


